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Unsere programmatischen Grundüberzeugungen 
Die Internationale Sozialistische Organisation (ISO) versteht sich als eine revolutionär-marxistische 
Strömung in politisch-programmatischer Kontinuität zur Linken Opposition gegen den Stalinismus. 
Internationalismus und internationale Solidarität sind Kernbestandteile ihrer programmatischen Über-
zeugungen. Deshalb ist die ISO Mitglied der IV. Internationale. 

Die ISO ist sich bewusst, dass das revolutionär-marxistische Erbe aus dem 20. Jahrhundert keine 
Blaupause zur Lösung aller aktuellen Fragen oder Einschätzung neuer Entwicklungen liefert. Doch 
vermittelt es Erfahrungen und Erkenntnisse, die für das Verständnis der Welt, in der wir leben, unver-
zichtbar sind. 

Deshalb haben wir im Anhang eine Liste von Texten zusammengestellt, die zusammengenommen für 
uns eine wichtige Grundlage, aber keine unabänderliche Richtschnur darstellen. 

Die programmatischen Dokumente und Entschließungen der Vierten Internationale zeigen den Beitrag 
einer Strömung, die aus der Linken Opposition gegen den Stalinismus hervorgegangen ist und bis 
heute beansprucht, die revolutionär marxistische Tradition vor ihrer Überwältigung durch die Stalin-
Fraktion fortzusetzen. Sie hat sich stets bemüht, neue Entwicklungen zu analysieren und neue Ideen zu 
integrieren. 

Die Gesamtheit dieser Texte drückt unsere programmatischen Grundüberzeugungen aus. Sie sind in 
unseren Augen ein wichtiger Bestandteil der Ideen für einen Sozialismus des 21. Jahrhunderts. Dabei 
reichen sie nicht aus zur Lösung aller aktuellen Fragen oder zur Einschätzung aller denkbaren neuen 
Entwicklungen. Im Gegensatz zu mehr oder weniger doktrinären Kräften, die sich auf dieselbe Tradi-
tion berufen, ist die Vierte Internationale ebenso entschlossen, ihre Erfahrungen und Erkenntnisse 
einzubringen, wie von anderen linken Strömungen zu lernen. 

Kapitalistische Klassengesellschaft 

Die kapitalistische Klassengesellschaft beherrscht weitgehend wie nie die Erde. Sie ist historisch ver-
urteilt. Weit davon entfernt, die Versprechen der bürgerlichen Revolutionen – Freiheit, Gleichheit, 
Brüderlichkeit/Schwesterlichkeit – zu verwirklichen, hat sie die Konkurrenz und die Ausbeutung ver-
allgemeinert und großen Teilen der Weltbevölkerung Hunger, Elend, brutale Unterdrückung und ver-
heerende Kriege gebracht. Zugleich untergräbt sie in zunehmend bedrohlichem Maße die natürlichen 
Lebensgrundlagen der Menschen, wovon die Klimakatastrophe nur der am meisten zugespitzte Aus-
druck ist. 

Die kapitalistische Produktionsweise hat die Produktivkräfte in ungeheurem Maße entwickelt und 
dabei einen extrem ungerechten Weltzusammenhang hergestellt, der das Erbe des Kolonialismus fort-
führt. Der Kluft zwischen Reich und Arm, Herrschenden und Beherrschten, Ausbeutern und Ausge-
beuteten in den einzelnen Ländern entspricht der Abgrund zwischen den Lebensverhältnissen in den 
imperialistischen reichen Industrieländern und in den ärmeren und armen Weltregionen. Die Vorherr-
schaft der teils verbündeten, teils miteinander rivalisierenden imperialistischen Staaten verwirklicht 
sich über ökonomische Mechanismen ebenso sehr wie über ihre überlegene Kriegsmaschinerie und 
militärische Interventionen. 

Wer nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion und dem Ende der Blockkonfrontation von einer 
„Friedensdividende“ geträumt hat, sieht sich getäuscht. Die Welt ist mehr denn je von blutigen Kon-
flikten gekennzeichnet. Der Umschlag der Produktivkräfte in verheerend zerstörerische Kräfte kann 
unter den Bedingungen der kapitalistischen Klassengesellschaft nicht aufgehalten werden. Dafür ist 
eine sozialistische Umgestaltung zu einer klassenlosen Gesellschaft ohne Ausbeutung und Unterdrü-



Dokumente der Gründungskonferenz der ISO Seite 4 

 

ckung nötig, die systematisch Solidarität an die Stelle der Konkurrenz setzt, die Wirtschaft in ökolo-
gisch verantwortlicher Weise demokratisch plant und die freie Entfaltung der schöpferischen Anlagen 
aller Menschen erstrebt. 

Politische Unabhängigkeit der Lohnabhängigen 

Das revolutionäre Subjekt, das die bestehende Welt aus den Angeln heben kann, ist die Klasse der 
Lohnabhängigen. Sie besteht aus allen Menschen, die mangels Eigentums an Produktionsmitteln 
nichts haben als ihre Arbeitskraft und gezwungen sind, sie zu verkaufen, um sich ihre Lebensmittel 
beschaffen zu können. Die so verstandene lohnabhängige Klasse bildet heute die Mehrheit der Welt-
bevölkerung und die überwältigende Mehrheit der Bevölkerung der entwickelten Industrieländer und 
der halbindustrialisierten Länder. 

Diese lohnabhängige Klasse kann ihre Interessen nur zur Geltung bringen, wenn sie sich unabhängig 
organisiert, nicht nur in eigenen Gewerkschaften, Genossenschaften und Vereinen, sondern auch in 
politischen Parteien; und wenn sie sich auf allen Ebenen, letztlich auch weltweit, zu einer revolutionä-
ren internationalen Organisation zusammenschließt. Bis zu einem gewissen Grad können sie ihre Inte-
ressen mithilfe von Demonstrationen, Solidargemeinschaften, Arbeitskämpfen, Streiks und Reformen 
im Rahmen des bestehenden Systems geltend machen. Das in dieser Weise Errungene wird jedoch im 
Rahmen des kapitalistischen Systems immer wieder zurückgedrängt und zunichte gemacht. 

Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, dass die abhängig Beschäftigten sich auch auf der politischen 
Ebene unabhängig organisieren und politische Parteien aufbauen, die nicht nur an Wahlen teilnehmen 
und für Sofortforderungen kämpfen, sondern auch an Massenkämpfen teilnehmen und für Übergangs-
forderungen eintreten, die den Rahmen der kapitalistischen Klassengesellschaft sprengen. Damit die 
Macht des Kapitals gebrochen werden kann, braucht es ein Programm für die sozialistische Revolution. 

Wir unterstützen grundsätzlich alle Forderungen, die die Lebenslage der abhängig Beschäftigten und 
anderer unterdrückter Schichten zu verbessern streben oder die geeignet sind, die politischen Kräfte-
verhältnisse zugunsten der Unterdrückten zu verschieben. Doch in keinem Fall beschränken wir unse-
re eigenen Forderungen auf das, was innerhalb dieses Systems als „machbar“ oder „realistisch“ ange-
sehen wird. 

Wir wenden uns gegen alle Formen der Einbindung von Kolleginnen und Kollegen in die kapitalisti-
sche Verwaltung des Systems, in die Mitverantwortung und letztlich Mithaftung für die Übel, die die-
ses System tagtäglich produziert und reproduziert. Ein wesentliches Instrument für diese Einbindung 
ist die gesetzliche Mitbestimmung, da sie Betriebsräte auf die sozialpartnerschaftliche Zusammenar-
beit für das Wohl des Unternehmens festlegt, was auf Betriebsebene zwar durchbrochen werden kann, 
bei Aufsichtsratsposten aber zwangsläufig gegeben ist. 

ArbeiterInnenkontrolle und Vergesellschaftung 

Die massenhafte Privatisierung öffentlicher Infrastruktur, etwa im Verkehrswesen, und öffentlicher 
Einrichtungen, die der Daseinsvorsorge dienen, stellt eine Enteignung der Lohnabhängigen in großem 
Stil dar. Sie ist ausnahmslos rückgängig zu machen. „Privat vor Staat“ ist nicht besser, sondern 
schlechter, das zeigt sich immer wieder. Voraussetzung ist allerdings, dass nicht unter der Hand eine 
„Privatisierung“ öffentlichen Eigentums in Form von Parteienwirtschaft oder anderweitiger Durchset-
zung von Sonderinteressen stattfindet, etwa derer, die öffentliches Eigentum unmittelbar verwalten. 

Wir streben die freie Assoziation der Produzentinnen und Produzenten an. Das bedeutet, dass die Be-
legschaften selbst die Geschäftsleitung in die Hand nehmen und selbst über ihre Arbeitsbedingungen 
bestimmen, etwa über Arbeitstempo, Arbeitssicherheit usw. Von besonderer Bedeutung ist die Durch-
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setzung von Vetorechten bei Entlassungen, Lohnkürzungen, Versetzungen usw. Historisch wurde das 
„Arbeiterkontrolle“ genannt. 

Dazu gehört nicht nur die Kontrolle über die Arbeitsbedingungen, sondern auch darüber, was und wie 
produziert wird, oder auch die Offenlegung (Transparenz) der Rechnungsbücher und Bankkonten von 
Unternehmen. ArbeiterInnenkontrolle beziehen wir nicht nur auf den Betrieb, sondern auch auf be-
triebsübergreifende Entscheidungen wie die über Investitionen, über die Medien, über die Ausgestal-
tung des Gesundheits- und Bildungswesens, über Umweltstandards, die Kontrolle der sozialen Siche-
rungssysteme usw. 

Eine reale Kontrolle der Produktion, Verwaltung und Distribution durch die abhängig Beschäftigten 
kann es letztlich nur geben, wenn die Produktionsmittel (Rohstoffe, Maschinen, Grund und Boden) in 
Gemeineigentum überführt sind, sodass die Gesellschaft kooperativ und entsprechend der von ihr de-
mokratisch festgelegten Prioritäten der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung über ihre 
Nutzung bestimmen kann. 

Insbesondere die Vergesellschaftung der Schlüsselsektoren der Wirtschaft (große Ländereien, Ver-
kehrsinfrastruktur, Energiewirtschaft, Banken und Versicherungen, aber auch z.  B. die großen Auto- 
und Chemiekonzerne) ist eine Voraussetzung für den Umbau der kapitalistischen Produktionsweise in 
eine ökosozialistische Wirtschaft. 

Unter Vergesellschaftung verstehen wir nicht die Verstaatlichung dieser Unternehmen, Grundstoffe 
und Einrichtungen im Sinne ihrer Unterordnung unter die Direktiven des bürgerlichen Staatsapparats. 
Da sie für die weitere Entwicklung der Gesellschaft zentral sind, kommt es entscheidend darauf an, sie 
der privaten Verfügungsgewalt des Kapitals zu entziehen und der Kontrolle durch die Beschäftigten 
und die Öffentlichkeit zu unterstellen. 

Wir setzen uns dafür ein, dass die Enteignungen entschädigungslos erfolgen, denn sie sind nichts an-
deres als die Rückholung des Reichtums, den die Produzenten selbst geschaffen haben und der aus 
nichts anderem besteht als aus angeeignetem, akkumuliertem Mehrwert. 

Der bloße Eigentümerwechsel garantiert allerdings noch keineswegs eine sozialistische Demokratie. 
Dazu gehören auch Gesetze, die die Banken und Unternehmen auf das Gemeinwohl und eine ökolo-
gisch nachhaltige, soziale und demokratische Entwicklung verpflichten. 

Und es gehört dazu eine völlige Umwälzung der Arbeitsbedingungen in den Betrieben, die Abschaf-
fung von Hierarchien und die Schaffung von Voraussetzungen, dass jede und jeder in die Lage ver-
setzt wird, Leitungsfunktionen auszuüben. Maßstab für betriebliche Entscheidungen müssen gesamt-
gesellschaftliche Kriterien und das repressionsfreie Arbeiten der Beschäftigten sein. 

Wenn Betriebe schlecht geführt werden oder unproduktiv sind, oder schädliche bzw. unnütze Produkte 
herstellen, müssen sie umgebaut werden. Gerade die notwendige Konversion vieler Produktionszwei-
ge wird uns das aufzwingen. Die Räte oder sonstigen demokratisch verfassten Entscheidungsstruktu-
ren auf überbetrieblicher Ebene werden dann gemäß der gesellschaftlichen Bedürfnisse beschließen, 
welche Produkte oder Dienstleistungen stattdessen benötigt werden. Dementsprechend wird die Arbeit 
umverteilt. Oberster Grundsatz einer sozialistischen Gesellschaft ist die Verteilung der Arbeit auf alle 
Hände und Köpfe, mit dem Ziel für alle Menschen die frei verfügbare Zeit zu erhöhen. Nur so können 
alle in ausreichendem Maß an der Verwaltung des öffentlichen Lebens teilnehmen. 

Die Überführung der Produktionsmittel, angefangen bei den großen Produktionsmitteln, in Gemeinei-
gentum und die Durchsetzung der 'Arbeiterkontrolle' sind nicht als Regierungsmaßnahme von oben 
vorstellbar oder zu erwarten bzw. zu fordern. Flächendeckend wirksam werden können diese Maß-
nahmen allerdings nur, wenn eine Regierung sie einführt. In jedem Fall werden sie nur gegen den har-
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ten Widerstand der Kapitaleigner erkämpft werden können. Nur kämpferische Belegschaften und eine 
breit mobilisierte Öffentlichkeit werden in der Lage sein, diese Maßnahmen wirksam durchzusetzen 
und damit auch die Machtfrage zu stellen. Sie sind wichtige Ansätze für einen Übergang zu einer an-
deren Gesellschaftsordnung. 

Revolutionärer Bruch und sozialistische Demokratie 

Im Zuge der Euro-Krise hat vor allem in Südeuropa der bürgerliche Staat in weiten Teilen der Bevöl-
kerung seinen Klassencharakter offenbart. Auch wenn in den Augen vieler Menschen dies bei uns 
noch nicht so klar zutage getreten ist: Grundsätzlich handelt der bürgerliche Staat als „ideeller Ge-
samtkapitalist“ (Engels), d. h. er reguliert das kapitalistische Geschäft im Gesamtinteresse des Kapitals 
und sichert mit seinen Verwaltungsakten, seiner ideologischen Einbindung wie auch mit seinem Ü-
berwachungs- und Repressionsapparat die bestehende Eigentumsordnung und die kapitalistische Pro-
duktionsweise. Er ist mit seinem Herrschaftsinstrumentarium das Gegenteil von Selbstverwaltung und 
Emanzipation. 

Die parlamentarische Demokratie ist nur eine der Herrschaftsformen des Kapitals, wenn auch die in 
„normalen Zeiten“ effektivste. Im Angesicht größerer Krisen und gesteigerter widerständiger Selbst-
aktivität der Bevölkerung bildet der bürgerliche Staat jedoch zunehmend autoritäre Herrschaftsformen 
heraus, im Extremfall Militärdiktatur und Faschismus. Die sog. Schuldenkrise in der EU z.  B. hat 
gezeigt, dass das Kapital sich ohne weiteres der EU-Institutionen bedienen kann, um seine Macht in 
aufmüpfigen Mitgliedstaaten durchzusetzen, nämlich über den Weg der finanziellen Abhängigkeit und 
bei Aufrechterhaltung einer parlamentarischen Fassade. 

Die gesellschaftlichen Verhältnisse sind alles andere als fest gefügt. Massenbewusstsein ändert sich, 
besonders in Zeiten anhaltender wirtschaftlicher, ökologischer und/oder politischer Krisen. Ohne brei-
tere Kämpfe, die betroffene Menschen um ihre unmittelbaren Interessen erfolgreich führen, ohne ge-
steigerte Selbsttätigkeit der ArbeiterInnenklasse kann kein Systemwechsel in Gang gesetzt werden. 
Auf der anderen Seite werden spontane Kämpfe aus sich heraus nicht zum revolutionären Bruch füh-
ren können. 

Die Propagierung des revolutionären Programms kann niemals die wirklichen Kämpfe ersetzen oder 
auch nur herbeiführen, aber sie kann dazu beitragen, dass diese Kämpfe eine systemverändernde Per-
spektive gewinnen. Die Brücke zu schlagen von dem heutigen Bewusstseinsstand und der beschränk-
ten Bereitschaft zum Kampf (und zum Systemwechsel) hin zu mehr Eigenaktivität, zur Unabhängig-
keit von bürgerlicher Ideologie und weg von der parlamentarischen Sackgasse, darin besteht die Ziel-
setzung eines Übergangsprogramms. 

Ein Übergangsprogramm für unsere Zeit, das diesen Namen in vollem Umfang verdient, kann nicht 
ausgedacht werden, sondern ist von der Entwicklung des realen Klassenkampfes abhängig. Nur in und 
mit diesem kann es umfassend formuliert werden. Der Kerngedanke dabei ist jedoch stets, anknüpfend 
an das vorherrschende Bewusstsein Massenkämpfe zu entwickeln, die die kapitalistische Logik infrage 
stellen und eine Dynamik der Entmachtung von Kapitalherrschaft freisetzen. 

Ein Beispiel für eine solche Dynamik bieten etwa Betriebsbesetzungen, wenn das Eigentum des Un-
ternehmers von der Belegschaft als Faustpfand für ihre Forderungen gehalten wird. Wenn sich dann 
die Notwendigkeit aufdrängt, den Betrieb in Eigenregie weiterzuführen und wenn dabei Selbstverwal-
tungsstrukturen entstehen, ist dies ein erster Schritt in Richtung neuer Machtorgane als demokratische 
Selbstorganisationsformen der abhängig Beschäftigten und Unterdrückten, die den fremdbestimmten 
Alltag durchbrechen, sich ausbreiten und zentralisieren und so zu alternativen Staatsmachtorganen 
werden. Historisch waren das die Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte. In jüngerer Zeit hätte zum Bei-
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spiel der Beteiligungshaushalt im brasilianischen Porto Alegre zu einem Ansatz von Doppelherrschaft 
ausgebaut werden können, wenn dort und in vielen anderen brasilianischen Städten und Bundesstaaten 
die unabhängigen BürgerInnenversammlungen die Entscheidungsmacht errungen hätten. 

Solche Räte sind geeignet, die Macht des Kapitals zu brechen, wenn in ihnen Mehrheiten für die sozia-
listische Revolution entstehen. Behalten pro-kapitalistische und konterrevolutionäre Kräfte in ihnen 
die Hegemonie, wie 1918 in der deutschen Revolution, dann werden sie vom bestehenden bürgerli-
chen Staat zurückgedrängt und zerschlagen. Die wichtigste Aufgabe revolutionärer, in der lohnabhän-
gigen Klasse verankerter Organisationen und Parteien ist es daher, die Entstehung solcher Räteorgane 
zu fördern und in ihnen Mehrheiten für die sozialistische Revolution zu erringen. 

Revolutionäre Situationen und Brüche entstehen in einzelnen Ländern, vollendet werden kann die 
sozialistische Revolution nur im Weltmaßstab. 

Für Karl Marx und Friedrich Engels war die radikal demokratisch organisierte Pariser Kommune von 
1871 die erste Verwirklichung der „Diktatur des Proletariats“, der „Herrschaft der Arbeiterklasse“. Für 
die Klassiker des Marxismus waren „Diktatur des Proletariats“ und „sozialistische Demokratie“ zwei 
verschiedene Begriffe für dieselbe Sache. Die aus der Oktoberrevolution 1917 in Russland hervorge-
gangene Sowjetmacht war ursprünglich – unter den besonderen Bedingungen eines zurückgebliebenen 
Landes mit einer überwältigenden Mehrheit der bäuerlichen Bevölkerung – eine demokratische Räte-
macht mit verschiedenen Parteien, Meinungsfreiheit und gewählten Räten, die jederzeit abwählbar 
waren, bevor sie im Zusammenhang einer umfassenden Bürokratisierung staatlicher wie parteipoliti-
scher Strukturen zu einem Instrument der Parteidiktatur wurde. 

Wir halten an den Überzeugungen von Marx und Engels fest, dass die Befreiung der lohnabhängigen 
Klasse nur das Werk der lohnabhängigen Klasse selbst sein kann. Eine große Gesellschaftsklasse kann 
nur in demokratischer Form herrschen. Wenn sie die überwältigende Mehrheit der Bevölkerung stellt, 
wie in Deutschland, muss ihre Herrschaft von vornherein den Keim des Absterbens jeglicher Herr-
schaft von Menschen über Menschen in sich tragen. 

Die Entwicklung in der Sowjetunion und den Staaten, die im 20. Jahrhundert unter die Herrschaft 
kommunistischer Parteien kamen, hat jedoch gezeigt, dass auch nach einer revolutionären Entwick-
lung und der Enteignung der kapitalbesitzenden Klasse Gesellschaftsformen entstehen können, die die 
Produzentinnen und Produzenten des gesellschaftlichen Reichtums unterdrücken und das Mehrprodukt 
in der Hand einer Staats-, Partei- und Wirtschaftsbürokratie konzentrieren. 

Deshalb ist es wichtig, von vornherein darauf zu achten, dass sich die neuen Strukturen der Selbstver-
waltung (Räte) nicht wieder verselbstständigen und sich von ihrer Massenbasis entfernen. Zu diesem 
Zweck müssen ihre Beauftragten jederzeit abwählbar sein und dürfen – sofern sie hauptamtlich arbei-
ten – nicht mehr als den Durchschnittslohn verdienen. Auch eine Rotation der Beauftragten ist geeig-
net zu verhindern, dass sich ein neues BerufspolitikerInnentum herausbildet. 

Daneben gilt es, vielfältige Formen der direkten Demokratie und der demokratischen Teilhabe aller 
Menschen an den Entscheidungsprozessen auf allen Ebenen zu entwickeln. Unser Leitbild ist, dass die 
Köchin wirklich die Staatsgeschäfte führen kann, wie Lenin es einmal ausdrückte. Dafür müssen die 
materiellen Voraussetzungen geschaffen werden; dazu gehören: 

* eine radikale Verkürzung der Arbeitszeit; 

* die Verpflichtung zur Teilnahme (mit einem bestimmten Zeitkontingent) an den Arbeiten für das 
Gemeinwohl, wozu auch die öffentliche Verwaltung gehört; 

* die Ausbildung für diese Tätigkeiten. 
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Unabhängige Gewerkschaften, Interessenvertretungsorgane und eine Vielfalt von selbstorganisierten 
Vereinigungen sind selbstverständlich. Verschiedene Parteien werden auf der Grundlage der sozialisti-
schen Verfassung um Mehrheiten ringen. 

Selbstverständlich gehören dazu auch der Schutz vor Willkür, also Rechtssicherheit, Rechtsprechung 
nach geschriebenem Recht und eine unabhängige Justiz mit Richterinnen und Richtern, die periodisch 
neu gewählt werden. 

Bürokratiekritik 

In dem Maße wie sich Massenorganisationen der Arbeiterbewegung mit ihren eigenen Einrichtungen 
und Verwaltungen, mit ihrer eigenen Presse und einer Vielzahl von Untergliederungen entwickeln, ist 
die Beschäftigung hauptamtlicher FunktionärInnen und Angestellter unvermeidlich. Die so entstehen-
de bürokratische Schicht – sowohl in den Parteien, wie auch in den Gewerkschaften – entwickelt über 
kurz oder lang ihre Sonderinteressen und beginnt, sich aufgrund ihrer Privilegien im Rahmen des Be-
stehenden mehr oder weniger wohl zu fühlen. 

Gestützt auf die am besten bezahlten Teile der lohnabhängigen Klasse und auf die Dialektik der Teil-
errungenschaften – es sind dies die erkämpften Verbesserungen im Rahmen des bestehenden Systems, 
die das Selbstbewusstsein der lohnabhängigen Klasse stärken, gleichzeitig aber auch einen gewissen 
Konservativismus, weil jede revolutionäre Aktion die Gefahr mit sich bringt, das Errungene zu verlie-
ren – können solche Bürokratien zur entscheidenden Stütze konterrevolutionärer Kräfte werden. Die 
Geschichte der deutschen Sozialdemokratie legt darüber beredtes Zeugnis ab. 

Mehr noch als die sozialdemokratischen Bürokratien hat sich die stalinistische Bürokratie in der Sow-
jetunion und später in vergleichbaren nicht-kapitalistischen Staaten von ihrer Basis abgehoben – mit 
ungeheuren materiellen Privilegien und mit der Anmaßung, im Namen und anstelle der lohnabhängi-
gen Klasse zu handeln. Der herrschende verschmolzene Partei- und Staatsapparat wurde zum Vertei-
diger der bürokratischen Vorrechte und machte die kommunistische Bewegung zur Erfüllungsgehilfin 
der Bürokratie und ihrer Staatsmachtinteressen. So ging nach der Sozialdemokratie auch die offizielle 
kommunistische Bewegung als Kraft der sozialistischen Weltrevolution verloren. Die Vierte Internati-
onale hat immer die nicht-kapitalistischen Grundlagen der Sowjetunion gegen die Versuche der Res-
tauration von innen und außen verteidigt und ist zugleich für den Sturz der herrschenden Bürokratie 
zugunsten einer sozialistischen Demokratie eingetreten. 

Zur Ideologie der aus der Arbeiterbewegung hervorgegangenen Bürokratien – aber manchmal auch 
der kleinen Apparate linker Organisationen – gehört der Substitutionismus, die ideologische Rechtfer-
tigung der Stellvertreterpolitik bei Sozialdemokraten und Stalinisten. Aber auch RevolutionärInnen 
wie Rosa Luxemburg, Lenin, Trotzki, Gramsci und andere sind in bestimmten Situationen der Versu-
chung verfallen, Parteien, Organisationen oder deren Führungen an die Stelle der Selbstbefreiung der 
abhängig Beschäftigten zu stellen. Wie stark diese Versuchung wirkt, ist eine Funktion des Grades der 
Eigenaktivität und Selbstorganisation der Lohnabhängigen und aller Ausgebeuteten und Unterdrück-
ten. Deren Begünstigung und Förderung ist daher das beste Gegengift gegen Bürokratisierung und 
Stellvertreterpolitik. 

Universale Emanzipation 

Für Marx und Engels war die Selbstbefreiung der Arbeiterklasse der Schlüssel zu einer universalen 
Emanzipation, zur Befreiung der Menschheit von jeglicher Ausbeutung, Unterdrückung und Entfrem-
dung. Das bedeutet keine Geringschätzung der Kämpfe der verschiedenen in besonderer Weise unter-
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drückten Schichten, sondern die Einsicht in die strategisch bedeutsame Wechselwirkung ihrer Kämpfe 
mit dem Verlauf des Klassenkampfs zwischen Arbeit und Kapital. 

In dieser Tradition sehen wir uns, wenn wir auf Kämpfe gegen nationale Unterdrückung blicken. Wo 
immer besondere Formen der Unterdrückung vorliegen, verdienen diejenigen, die dagegen kämpfen, 
besondere Aufmerksamkeit und Unterstützung. Auch der Kampf gegen nationale Unterdrückung wird 
den Zielen der sozialistischen Revolution nicht untergeordnet; vielmehr sind die Ziele der sozialisti-
schen Revolution mit nationaler Unterdrückung unvereinbar. Im Kampf gegen den Rassismus und 
gegen die Diskriminierung von Flüchtlingen und MigrantInnen tritt neben die politischen Forderungen 
der selbstkritische Umgang mit dem unterschwelligen Rassismus in den eigenen Reihen linker Organi-
sationen. 

Die ArbeiterInnenklasse ist nicht homogen, sondern in sich vielfach differenziert und oft auch gespal-
ten. Ein Beispiel dafür ist, neben dem rassistischen Verhalten von Teilen der deutschen Bevölkerung 
gegenüber Migrantinnen und Migranten, das Fortbestehen von patriarchalen Einstellungen und Ver-
haltensweisen gegenüber Frauen. Eine autonome Frauenbewegung ist das wichtigste Instrument, um 
diesen zu begegnen. Sie muss nicht nur nach außen, sondern auch in die Organisationen der Arbeiter-
bewegung und der Linken hineinwirken, denn auch diese sind in aller Regel patriarchal strukturiert. 
Und auch nach einer erfolgreichen sozialistischen Revolution bleibt die Notwendigkeit bestehen, dass 
Frauen sich gegen patriarchale Unterdrückung zur Wehr setzen, damit sie tatsächlich in jeder Bezie-
hung – ökonomisch, sozial und politisch – mit Männern gleichgestellt sind. Ohne den gemeinsamen 
Kampf von Männern und Frauen auch gegen die patriarchale Unterdrückung wird sich die Einheit der 
Arbeiterklasse nicht herstellen lassen, die notwendig ist, um die Macht des Kapitals zu brechen. 

Wir teilen auch nicht die zwanghafte Einteilung der Menschen in zwei feststehende Geschlechter. 
Auch diese vorherrschende Normierung einer extremen Polarisierung von weiblich und männlich ist 
nicht naturgegeben, sondern Ausdruck eines patriarchalen Herrschaftswillens, durch den Teile der 
Gesellschaft unterdrückt, die Individuen an ihrer freien Entfaltung gehindert, Minderheiten systema-
tisch diskriminiert und Spaltungen erzeugt werden. 

Ökologische Krise 

Schon Marx verwies darauf, dass die kapitalistische Produktionsweise die Produktivkräfte nur entwi-
ckelt, indem sie zugleich die „Springquellen alles Reichtums untergräbt: die Erde und den Arbeiter“. 
Trotzdem haben marxistische Kräfte, darunter auch wir, lange Zeit zu sehr an die Machbarkeit techno-
logischer Lösungen geglaubt und die Gefahren der stofflichen Seite des Produktivismus unterschätzt. 

Heute wissen wir, dass nicht nur rasch auf hundert Prozent erneuerbare Energien umgesteuert, sondern 
auch massiv Energie eingespart werden muss. Die industrielle Güterproduktion selbst muss umgewälzt 
werden. Die kapitalistischen Konzerne werfen immer kurzlebigere Güter auf den Markt. Um Kaufan-
reize künstlich zu erzeugen, werden sie unablässig modifiziert und ständig neuen kurzlebigen Moden 
unterworfen. Das befördert einen immer größer werdenden Energie- und Ressourcenverbrauch. Die 
dafür notwendige Schürfung von Bodenschätzen in Afrika, Lateinamerika oder Australien zerstört 
großflächige Landschaften. Am Ende stehen immer größer werdende Müllmengen, die die Umwelt zu 
vergiften drohen. Dies alles überfordert die natürlichen Kapazitäten unseres begrenzten Planeten.  

Eine wichtige Voraussetzung für eine ökologische Wirtschaft besteht darin, dass Güter langlebig repa-
raturfähig und recyclingfähig konstruiert werden. Güter oder Stoffe, die diese Ansprüche nicht erfül-
len, sollten weitestgehend aus dem Produktionsprozess aussortiert werden.  Erst eine derartige ökolo-
gische Normierung der Produktion schafft Voraussetzungen für eine wirkliche Kreislaufwirtschaft. 
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Nur durch einen verallgemeinerten ökologischen Umbau können wir der Klimakatastrophe, der Ver-
nichtung des bebaubaren Bodens und des trinkbaren Wassers, der atembaren Luft und der Artenviel-
falt und überhaupt der natürlichen Lebensgrundlagen entgegenwirken. 

In einer sozialistischen Gesellschaft gibt es keinen Wachstumszwang. Jeder Fortschritt der Arbeits-
produktivität kommt der Erweiterung der freien Zeit zugute, jenseits der materiellen Produktion, wo 
das eigentliche „Reich der Freiheit“ (Marx) beginnt. Zu den materiellen Voraussetzungen der Emanzi-
pation gehören neben radikaler Arbeitszeitverkürzung auch frei zugängliche soziale Dienstleistungen 
und Lebensmittel. 

Wir haben in diesem Zusammenhang begonnen, eine ökosozialistische Perspektive zu entwickeln. Sie 
mündet nicht nur in die Einsicht der Unvereinbarkeit einer ökologisch verantwortlichen Produktion 
mit der kapitalistischen Produktionsweise, sondern auch in eine neue Vorstellung von der sozialisti-
schen Zukunft, die unter anderem einen radikalen Bruch mit dem Raubbau an Naturressourcen in den 
sogenannten „sozialistischen Ländern“ bedeutet. Heute kommt es darauf an, die Einsichten in die öko-
logischen Notwendigkeiten mit den Erfordernissen des Kampfs gegen soziale Ungerechtigkeit und 
Ungleichheit und für weltweite Klimagerechtigkeit sowie mit den Interessen der abhängig Beschäftig-
ten und der Forderung nach Konversion unverantwortlicher Produktionen zu verbinden. Nur die ab-
hängig Beschäftigten werden den Umbau der Wirtschaft im Sinne der ökologischen Notwendigkeiten 
verwirklichen können. 

Internationalismus 

Unser Internationalismus beschränkt sich nicht auf die Aufgaben der internationalen Solidarität. Rosa 
Luxemburg nannte die Internationale „den Schwerpunkt der Organisation des Proletariats“. Sozialde-
mokratie und Stalinismus haben die Idee der Internationale gründlich in Misskredit gebracht. Wir hal-
ten daran fest und treten dafür ein, sich zugleich im gegebenen Land und international zu organisieren. 
Nur so können wirklich revolutionäre und emanzipatorische Perspektiven entwickelt werden. 

Die entschiedene gemeinsame Aktion der Lohnabhängigen mehrerer Länder und Weltregionen würde 
über Nacht die weltweiten Kräfteverhältnisse grundlegend auf den Kopf stellen. Darum gilt es, mög-
lichst viele betriebliche und gewerkschaftliche Kämpfe und soziale Bewegungen mit emanzipatori-
schen Zielsetzungen international zu koordinieren. Darum gilt es auch, die Diskussionen über ein re-
volutionäres Programm auf der Höhe der Zeit international zu führen. 

Bei den Aufgaben der internationalen Solidarität orientieren wir uns am elementaren Menschenrecht 
der Ausgebeuteten und Unterdrückten, sich gegen ihre Herrschenden und gegen ihre Unterdrückung 
zu wehren. Wir lehnen die Unterordnung dieses Rechts unter machtpolitische und geostrategische 
Nützlichkeitserwägungen und Vorlieben ab. 

„Der Internationalismus ist kein abstraktes Prinzip, sondern ein theoretisches und politisches Abbild 
des Charakters der Weltwirtschaft, der Weltentwicklung der Produktivkräfte und des Weltmaßstabes 
des Klassenkampfes. Die sozialistische Revolution beginnt auf nationalem Boden. Sie kann aber nicht 
auf diesem Boden vollendet werden. (…) Von diesem Standpunkt aus gesehen, ist eine nationale Re-
volution kein in sich selbst verankertes Ganzes: Sie ist nur ein Glied einer internationalen Kette. Die 
internationale Revolution stellt einen permanenten Prozess dar, trotz aller zeitlichen Auf- und Abstie-
ge.“ (Leo Trotzki, Die permanente Revolution.) 

Wir wissen, dass die Vierte Internationale heute nur eine kleine international organisierte Strömung 
ist. Die revolutionäre Internationale der Zukunft kann nicht durch das einfache Wachstum der beste-
henden Internationale entstehen, so sehr dieses Wachstum wünschenswert ist. Vielmehr gehört es zum 
Selbstverständnis der Vierten Internationale, dass sie sich einbringen will in den Aufbau einer neuen 
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revolutionären Internationale, an dem viele teilnehmen werden, die aus verschiedenen Strömungen 
kommen und unterschiedliche Erfahrungen und Ansätze mitbringen. 

Neuformierung der Linken 

Alle heute bestehenden politischen Parteien und Organisationen der Linken sind nur vorläufige For-
men eines weltweiten Neuformierungsprozesses der Linken. Dieser spielt sich vor dem Hintergrund 
des historischen Versagens von Sozialdemokratie und Stalinismus (bzw. Poststalinismus) ab, aber 
auch des Scheiterns der bisherigen Versuche, links davon eine massenwirksame Alternative aufzubau-
en. Dieser Prozess linker Neuformierung läuft schon seit Jahrzehnten und hat schon viele Rückschläge 
erlitten und neue Anläufe unternommen. 

Wir verstehen uns als Teil dieses Neuformierungsprozesses, weltweit, in Europa und in Deutschland. 
Wir wollen unseren Beitrag dazu leisten, dass eine revolutionäre Partei und eine revolutionäre Interna-
tionale entstehen, die den politischen Vortrupp der abhängig Beschäftigten, der Unterdrückten und der 
rebellierenden Jugend organisiert und sich für die sozialistische Umwälzung einsetzt, ohne die keines 
der bedrängenden Probleme gelöst und keine lebenswerte Zukunft erkämpft werden können. 

Objektiv sind die Bedingungen für diese sozialistische Umwälzung schon lange gegeben. Die subjek-
tiven Bedingungen sind jedoch alles andere als günstig. Sicherlich hat es, auch in Westeuropa, in den 
letzten Jahren Massenstreiks gegeben und viele Millionen auf der Straße, die sich gegen ihre Verelen-
dung auflehnen. Zu gering entwickelt ist bislang die Vorstellung davon, was an die Stelle der schlech-
ten bestehenden Verhältnisse treten könnte. Die schwere Glaubwürdigkeitskrise der sozialistischen 
Idee ist noch lange nicht überwunden. 

Wir wollen dazu beitragen, dass daran gearbeitet wird. Dabei ist uns die Begrenztheit unserer Erfah-
rungen und Erkenntnisse bewusst. Darum wollen wir uns mit anderen Linken zusammen auf gleicher 
Augenhöhe an praktischen Aktivitäten, an der Entwicklung sozialistischer Perspektiven für das 21. 
Jahrhundert und an der weiteren Ausarbeitung einer zeitgemäßen Strategie zur Eroberung der politi-
schen Macht durch die Klasse der Lohnabhängigen beteiligen. 

Anhang 

Unser ideengeschichtlicher Hintergrund sind die grundlegenden Schriften von Marx, Engels, Luxem-
burg, Lenin, Trotzki, Gramsci, Ernest Mandel und anderen revolutionär-marxistischen Theoretikerin-
nen und Theoretikern. 

Unsere programmatischen Grundlagen sind niedergelegt in den wichtigsten Entschließungstexten der 
ersten vier Kongresse der Kommunistischen Internationale von 1919, 1920, 1921 und 1922, der Inter-
nationalen Linken Opposition und der 1938 gegründeten IV. Internationale. 

Unter den programmatischen Dokumenten der Vierten Internationale heben wir die folgenden sieben 
Resolutionen von Weltkongressen besonders hervor:  

● die Resolution zur Frauenbefreiung von 1979;  

● die Resolution zur sozialistischen Demokratie und Diktatur des Proletariats von 1985; 

● das programmatische Manifest der Vierten Internationale von 1991;  

● die Resolution zur Befreiung der Lesben, Schwulen, Bisexuellen, Transgender und Intersexuel-
len von 2003; 

● die Resolution Ökologie und Sozialismus von 2003; 

● die Resolution zum Klimawandel von 2010; 

● die Resolution zu der Rolle und den Aufgaben der Vierten Internationale von 2010. 
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Wer vom Kapitalismus nicht reden will,  
soll vom Faschismus schweigen! 
Politische Resolution der ISO 

Die Massenmobilisierungen von Pegida gegen die „Islamisierung des Abendlands“ seit dem Herbst 
2014 und die nachfolgende Festsetzung der „Alternative für Deutschland“ als Sammelbecken für ein 
breites Spektrum von Verlierern der neoliberalen Politik über enttäuschte Rechtskonservative bis hin 
zu Alt-Nazis haben das gesellschaftliche Klima und Kräfteverhältnis in Deutschland massiv nach 
rechts verschoben. 

Der AfD ist es binnen kürzester Zeit gelungen, eine parlamentarische Präsenz zu etablieren, die sich 
als „die einzige wirkliche Oppositionspartei“ und als wählbare Alternative für Menschen anbietet, die 
sich gesellschaftlich und politisch „abgehängt“ fühlen. Rechtsextremismus ist wählbar geworden in 
Deutschland, und zwar nicht mit einem vergangenheitsbezogenen Programm, sondern mit Antworten, 
die die grundsätzlich ungleiche Wertigkeit der Menschen und die aggressive Bekämpfung der sozial 
Schwächeren, in erster Linie aber nicht nur der Flüchtlinge und EinwanderInnen predigen. 

Die regierenden Parteien der Großen Koalition lassen sich davon unter Druck setzen. Die Flüchtlings-
frage und das Problem der islamistischen Anschläge und nicht die soziale Frage und die die Klimafra-
ge beherrschen die öffentliche Debatte. Das Asylrecht wurde in zwei Anläufen bis zur Unkenntlichkeit 
ausgehebelt, die Rechte der Flüchtlinge werden weiter eingeschränkt und die Festung Europa ausge-
baut, um möglichst viele Menschen daran zu hindern, auf der Flucht vor Krieg, Unterdrückung und 
Elend in die EU und nach Deutschland zu gelangen. 

Parallel dazu verschärft sich der Diskurs der Inneren Sicherheit und Aufrüstung und die Militarisie-
rung der deutschen Außenpolitik wird forciert. Mit dieser Entwicklung haben die deutschen Verhält-
nisse Anschluss an den Rechtsruck in zahlreichen anderen europäischen Ländern gefunden. 

Diese Entwicklung ist äußerst bedrohlich. Wir verstehen sie als Ausdruck der tiefen Krise des Kapita-
lismus. Sie erfordert eine konsequente Gegenwehr der Linken und der ArbeiterInnenbewegung. Allein 
der Kampf gegen die soziale Ungleichheit, die Verschärfung der Ausbeutung, die Entsolidarisierung 
und die Spaltungen in der arbeitenden Klasse kann das Kräfteverhältnis wieder zugunsten der Letzte-
ren verändern. Doch trotz massiver Angriffe auf gewerkschaftliche und soziale Rechte in allen europä-
ischen Ländern fehlt in Deutschland wie in Europa ein koordinierter Widerstand. 

Die Bekämpfung der kapitalistischen Krisenlösung (EU-Agenda 2020) und der damit verbundene 
Aufschwung der extremen Rechten bilden deshalb auf absehbare Zeit eine entscheidende Herausforde-
rung für Linke und die Gewerkschaften. 

Polarisierte Gesellschaft 

Die Gesellschaft ist polarisiert. Nach wie vor gibt es die starke Flüchtlingshilfebewegung, die breit 
verankerte Willkommenskultur, die antifaschistischen Mobilisierungen, die mit Ausnahme von Ost-
deutschland stärker waren und sind als die Pegida-Aufmärsche. Doch in dieser Polarisierung erschei-
nen die Kräfte der Solidarität und die Kräfte der Linken auf politischer Ebene als die schwächeren. 

Rücksichtsloser Wirtschaftsimperialismus und globale Interventionskriege haben das geopolitische 
Chaos hervorgebracht, dessen Folgen jetzt spürbar auch die reichen Industrieländer Europas erreichen. 
Dennoch gibt es bisher keine starke Antikriegsbewegung, und die Bewegung für internationale Solida-
rität und weltweite Gerechtigkeit ist derzeit nicht so stark wie früher. 
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Kapitaloffensive 

Der Aufschwung der Rechten ist nicht zuletzt eine der Folgen der jahrzehntelangen neoliberalen Kapi-
taloffensive mit ihrer Fülle entsolidarisierender Effekte. Einen nicht unbedeutenden rechten Bodensatz 
gibt es in Deutschland schon seit Langem. Der Aufschwung der rechten Organisationen, in Deutsch-
land vor allem der AfD, ist kein plötzlicher Schlechtwettereinbruch. Seit Jahrzehnten weisen Studien 
darauf hin, dass in Deutschland ein konstanter Teil zwischen 10 und 15 Prozent der Bevölkerung ein 
„geschlossenes rechtsradikales Weltbild“ hat, darin ist auch ein Teil der ArbeiterInnenklasse und sogar 
der gewerkschaftlich Organisierten eingeschlossen. 

Es ist die kapitalistische Produktionsweise selbst, die Konkurrenz, Individualisierung und Entfrem-
dung in den Köpfen der ArbeiterInnen erzeugt und damit die Einfallstore für kleinbürgerliche Ideolo-
gien schafft. Statt eines Bewusstseins vom kollektiven Widerstand des Unten gegen Oben, frisst sich 
die schreckliche Denke vom Innen gegen Außen, von denen, die dazugehören gegen die, die angeblich 
oder tatsächlich eindringen wollen, in die Hirne. 

In einer politischen und ökonomischen Konjunktur wie im heutigen Neoliberalismus kommt diese 
schlummernde rechte Gesinnung zum massenhaften Ausbruch. Die tatsächliche Verarmung von Tei-
len der Mittelschicht, die Schaffung eines großen Sektors von prekär Beschäftigten in der ArbeiterIn-
nenklasse, der fast vollständig von kollektiven, gewerkschaftlichen Widerstandsformen unberührt 
bleibt, aber auch und besonders die nur eingebildete Angst vor einem solchen Absturz in die Verar-
mung sind der Nährboden für den radikalen Sozialdarwinismus, Rassismus und Nationalismus der 
AfD und ähnlicher Gruppierungen. 

Nur eine linke Politik des Kampfes gegen Armut und Prekarisierung kombiniert mit der Einübung des 
kollektiven Prinzips der Solidarität in betrieblichen Kämpfen und gewerkschaftlicher Organisierung 
wird dieser rechten Polarisierung eine angemessene Antwort gegenüberstellen: der Aufbau eines 
kämpferischen und programmatisch festen linken Pols in der Gesellschaft. Gegen Rechts hilft nur 
Links. 

Die seit Jahrzehnten anhaltende Systemkrise hat den Klassenkampf von oben verschärft. Eine Vielzahl 
von Kapitalstrategien soll die Krisenlösung auf dem Rücken der lohnabhängigen Bevölkerung konse-
quent fortführen: durch technologische Rationalisierungen bis hin zur Digitalisierung; durch perma-
nente Arbeitsverdichtung und das Gebot ständiger Verfügbarkeit der Arbeitskraft; durch Produktions-
verlagerungen und Globalisierung der Wertschöpfungsketten und damit einhergehende Deindustriali-
sierung in den „entwickelten“ kapitalistischen Ländern. 

Massenarbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung haben eine wachsende industrielle Reservearmee her-
vorgebracht, die höchst wirksam als Mittel zur Prekarisierung der lohnabhängigen Existenz und zur 
Lohndrückerei eingesetzt wird; die Agenda-Politik hat mit Einführung der Hartz-Gesetze die Betrof-
fenen eines elementaren Schutzschildes, nämlich der Arbeitslosenhilfe, beraubt. So ist ein großer und 
wachsender Niedriglohnsektor entstanden. Er ist in sich extrem differenziert, und die ArbeiterInnen-
klasse ist in viele Teile zersplittert und gespalten. 

Aus diesem kapitalistischen Umstrukturierungsprozess geht die ArbeiterInnenbewegung objektiv und 
subjektiv geschwächt hervor. Sie befindet sich strategisch in der Defensive. Wo sie vormals über star-
ke Bastionen verfügte, muss sie nun in Niediglohn-Unternehmen erneut elementare Formen der kol-
lektiven Organisierung erkämpfen. Belegschaften wird das Recht verwehrt, Betriebsräte zu gründen, 
gewerkschaftliche Betätigung wird oft bekämpft und manchmal sogar verboten. Nicht wenige Unter-
nehmen treten aus dem Unternehmerverband aus (oder sind nur noch OT-Mitglieder, also ohne Tarif-
bindung), um sich damit dem Wirkungsbereich von Tarifverträgen zu entziehen und die verbliebene 



Dokumente der Gründungskonferenz der ISO Seite 14 

 

Tarifmacht der Gewerkschaften mithilfe der EU-Agenda 2020 zu schwächen. Trotz guter Konjunktur 
rollen Rationalisierungs- und Entlassungswellen. 

Überwiegend versuchen Gewerkschaften, darauf mit den alten Mitteln der Sozialpartnerschaft zu ant-
worten, und kommen damit nicht weiter. Die sozialpartnerschaftlich geführten Gewerkschaften sind 
erheblich geschwächt und in die Defensive gedrängt worden. Die Deindustrialisierung ganzer Regio-
nen, vorwiegend aber nicht nur im Osten Deutschlands, die früher von Großbetrieben der industriellen 
Produktion und des Bergbaus geprägt waren und in denen die Gewerkschaften starke Bastionen hatten, 
hat das Kräfteverhältnis zugunsten des Kapitals verschoben zum Teil gegen den erbitterten Widerstand 
der Belegschaften. Wie darauf und wie auf die anhaltende Massenerwerbslosigkeit, die immer weiter 
getriebene Prekarisierung und die Individualisierung reagiert werden soll, darauf hat die Gewerk-
schaftsbewegung seit den Kämpfen für die Arbeitszeitverkürzung in der ersten Hälfte der 80er Jahre 
keine Antwort mehr gefunden. Der Transnationalisierung des Kapitals steht keine entsprechende In-
ternationalisierung gewerkschaftlicher Handlungsfähigkeit gegenüber. Die Gewerkschaften haben 
deshalb weitgehend die Fähigkeit eingebüßt, gesellschaftliche Themen vorzugeben. 

In jeder historischen Phase musste die Arbeiterbewegung sich selbst neu erfinden. In den letzten Jah-
ren begeben sich manche Gewerkschaften und Beschäftigte in Betrieben aktiv auf die Suche nach 
Möglichkeiten einer Erneuerung der gewerkschaftlichen Durchsetzungsfähigkeit. Dies reicht von kon-
sequenten Kämpfen wie etwa bei der GdL über neue Streiktaktiken bis hin zu Organizing-Ansätzen. 
Gerade angesichts der Ökonomisierung von immer mehr Bereichen wie etwa Bildung und Gesundheit 
und von internationalen Einflüssen, gibt es ebenso verstärkt Rufe, solche Kämpfe als gesellschaftliche 
Kämpfe zu führen. Dies sind jedoch noch zarte Pflänzchen, die der Orientierung auf Sozialpartner-
schaft und Standortpolitik der Gewerkschaften erst wenig entgegensetzen konnten. 

SPD und Grüne sind für den Aufschwung der Rechten mitverantwortlich. Sie sind zu einer neolibera-
len, prokapitalistischen Kraft geworden, die mit der Agenda-Politik von Gerhard Schröder die 
schlimmsten Einschnitte ins soziale Netz selbst verantwortet. Die Partei Die Linke erscheint ihrerseits 
vielfach als Teil des politischen Establishments. Wo sie in Bundesländern mitregiert, trägt sie das neo-
liberale Dogma der Haushaltskonsolidierung und entsprechende Konterreformen mit. Ihre Kritik am 
Kapitalismus und an den sozialen Ungerechtigkeiten hat so an Glaubwürdigkeit verloren und genügt 
nicht, um als Systemalternative wahrgenommen zu werden. Zudem wirkt sich ihre mangelnde Veran-
kerung in Initiativen vor Ort ausgesprochen negativ aus. 

Krise der EU 

Die zunehmend brutaleren Angriffe der Herrschenden, die Krise auf dem Rücken der lohnabhängigen 
Bevölkerung zu lösen, haben auch zu einer tiefen Legitimationskrise ihrer politischen Institutionen 
geführt. Dabei sticht derzeit die Krise der Europäischen Union (EU) am stärksten hervor. 

Die EU ist seit den Anfängen der Europäischen Gemeinschaften ein Europa des Kapitals. In ihrem 
Funktionieren und in ihrer Verfasstheit fällt sie hinter die Normen der bürgerlich-parlamentarischen 
Demokratie weit zurück. Für die herrschende Klasse hat sie sich als nützliches Instrument erwiesen, 
im Namen der neoliberalen Dogmen den Bevölkerungen in den Mitgliedstaaten die Interessen des 
Großkapitals und der Großbanken durch ein erbarmungsloses Schuldendiktat und ruinöse Privatisie-
rungsprogramme aufzuzwingen. 

Dieses Instrument ist nun selbst in der Krise. Unter anderem, weil die Währungsunion (der Euro), 
losgelöst von einer gemeinsamen Wirtschafts-, Steuer- und Sozialpolitik, einen rigorosen Verdrän-
gungswettbewerb zugunsten der produktiveren Unternehmen diktiert. Die Tendenz der Herrschenden, 
„alternativlose“ antisoziale Systementscheidungen auf die europäische Ebene zu verlagern, produziert 
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autoritäre Strukturen. Sie entziehen sich selbst den geschwächten Kontrollmechanismen der bürgerli-
chen Demokratie. Damit befördern sie die Krise der EU, was u. a. im Brexit zum Ausdruck kommt. 
Die extreme Rechte greift das Unbehagen auf und lenkt es auf nationalistische Mühlen. 

Die Kräfte der ArbeiterInnenbewegung und der Linken werden dadurch in den meisten Ländern der 
EU nicht gestärkt, sondern geschwächt. Sie schwanken zwischen der Illusion, die EU auf kapitalisti-
scher Basis zu einem sozial gerechten, solidarischen und demokratischen Verbund der Bevölkerungen 
in Europa transformieren zu können, und der Illusion, durch einen Rückzug auf die nationale Ebene 
das Kräfteverhältnis für sich verbessern zu können. Unter den Bedingungen des globalisierten Kapita-
lismus und der europäischen Kleinstaaterei ist jedoch in vielen Bereichen eine nationale Lösung der 
Systemkrise des Kapitalismus nicht mehr möglich. Der Aufbau konfliktfähiger Bewegungen und 
Strukturen auf europäischer Ebene hinkt stark den Notwendigkeiten hinterher. 

Soziale Bewegungen 

Es gibt jedoch in Deutschland auch wichtige Bewegungen für fortschrittliche Ziele. Neben der Bewe-
gung für die Solidarität mit den Flüchtlingen ist dies vor allem die Klimaschutzbewegung, die Aktio-
nen und Camps gegen den ökologisch unverantwortlichen Braunkohleabbau und gegen die Nutzung 
fossiler Brennstoffe organisiert. Die antirassistische und antifaschistische Bewegung hat auch in Ost-
deutschland erreicht, dass die Pegida-Aufmärsche der Zahl und dem Umfang nach zurückgegangen 
sind und die Sensibilität im Umgang mit der äußersten Rechten gestiegen ist (in Köln etwa musste ein 
Kongress der Querfront abgesagt werden, weil den Initiatoren im letzten Augenblick die Säle verwei-
gert wurden). Frauen demonstrieren regelmäßig für ihr Recht auf Selbstbestimmung gegen die selbst-
ernannten Lebensschützer. Erwerbslose organisieren sich in verschiedenen Initiativen zur Verteidi-
gung ihrer Rechte und Interessen. Die Antiglobalisierungsbewegung, Attac und andere Akteure ma-
chen kontinuierlich die ungerechte Weltordnung zum Thema. Studierende sowie Schülerinnen und 
Schüler fordern für sich eine lebenswerte Zukunft. 

Auch in den Betrieben gibt es Kämpfe gegen Massenentlassungen, Produktionsverlagerungen, die 
Digitalisierung der Produktion und die Angriffe auf die Rechte der abhängig Beschäftigten und ihrer 
Interessenvertretungen. Gewerkschaften nicht nur die in ihren Teilbereichen oftmals kämpferischen 
Spartengewerkschaften, sondern auch Aktive in DGB-Gewerkschaften, bemühen sich darum, in 
schwer zu organisierenden Bereichen und unter prekär Beschäftigten Interessenvertretungen aufzu-
bauen oder gegen Geschäftsleitungen vorzugehen, die Betriebsräte und Gewerkschaftsstrukturen in 
den Betrieben mit allen Mitteln bekämpfen. Noch viel zu wenig wird versucht, ein anderes Modell 
gewerkschaftlicher Aktivität zu erproben: eines, das auf die aktive Einbeziehung der Belegschaften in 
jeder Phase des Arbeitskampfs und auf größtmögliche Transparenz der Entscheidungsstrukturen setzt. 
Gerade auf das Motto „Gewerkschaft, das sind wir“ kommt es jedoch an, wenn lange und harte Ar-
beitskämpfe eine hohe und anhaltende Mobilisierungsbereitschaft erfordern. 

Unsere Schwerpunkte 

Unabhängig von unserem jeweiligen politischen Aktionsfeld wird es ohne bewusst organisierte und 
solidarisch handelnde Strukturen keine Wahrnehmung der durchaus existierenden Chancen für Wider-
stand geben – weder im Kleinen noch im Großen: 

Ohne Résistance keine Chance 

Unsere strategische Orientierung im Kampf gegen Armut, Ausbeutung, Unterdrückung, Umweltzer-
störung und Krieg ist nicht neu, aber dennoch hochmodern: Wir wollen geduldig unsere gesellschaftli-
che und betriebliche Verankerung stärken, im Alltagskampf die Notwendigkeit einer antikapitalisti-
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schen und internationalistischen Orientierung deutlich machen und damit einen Beitrag zum Aufbau 
einer revolutionär-sozialistischen Organisation und Internationale leisten. 

Hierbei setzen wir auf eine aktive und solidarische Bündnispolitik mit anderen Kräften und Strömun-
gen der Linken und der ArbeiterInnenbewegung. Wir vernachlässigen jedoch unseren eigenen organi-
satorischen Aufbau als nützliches Instrument der Widerstandsbewegungen nicht. 

Unser Aktionsschwerpunkt liegt im Aufbau einer außerparlamentarischen Opposition, wobei kämpfe-
rische Aktionseinheiten, vor allem wenn sie Ansätze für eine praktische Einheitsfront der arbeitenden 
Klasse fördern, geeignet sind, das gesellschaftliche Kräfteverhältnis zu verbessern. 

Wir verstehen uns als aktiver Teil der außerparlamentarischen Bewegungen und nehmen nach Kräften 
an ihnen teil. Wir bringen unsere Positionen und Vorschläge in sie ein und stellen sie zur Diskussion, 
um sie im Dialog mit anderen zusammen weiterzuentwickeln. „Organizing“ ist ein Konzept, das sich 
nicht nur auf der betrieblichen Ebene anwenden lässt. Im selben Sinne nehmen wir an den linken For-
mierungsprozessen antikapitalistischer Kräfte teil außerhalb wie innerhalb der Partei Die Linke. 

Wir wissen, dass wir keine vollständigen Antworten auf die wichtigen neueren Herausforderungen 
haben, auf die wir uns im Folgenden beziehen. Darum stellen wir uns die Aufgabe, unsere Positionen 
insbesondere zur linken Alternative zur EU, zur Flüchtlingspolitik, zur revolutionären Strategie heute 
weiterzuentwickeln – in den eigenen Reihen und im Dialog mit anderen antikapitalistischen Kräften. 

1. Im kommenden Jahr finden zwei für die politischen Rahmenbedingungen in Deutschland wichtige 
Wahlen statt, die Landtagswahlen in NRW und die Bundestagswahl. Bei beiden kommt es darauf an, 
den Aufwärtstrend der AfD zu brechen, indem besonders ihr Zustrom aus gewerkschaftlich Organi-
sierten und den ärmeren Schichten der Bevölkerung gestoppt wird. Dabei kann es nicht nur darum 
gehen, ihr auf dem Wahlzettel eine Abfuhr zu erteilen. Eine linke Partei, die in Koalitionsregierungen 
auf Landes- und kommunaler Ebene im wesentlichen das Elend von Jahrzehnten neoliberaler Politik 
verwaltet, wird nicht in der Lage sein, eine grundlegende Wende zum Besseren einzuleiten. Besten-
falls sorgt sie damit dafür, dass sich weitere Wählerschichten von der Politik abwenden, schlimmsten-
falls profitiert die AfD davon. 
Gegen rechts braucht es breite außerparlamentarische Mobilisierungen, die entschieden für die Vertei-
digung der Flüchtlinge und MigrantInnen eintreten. Wir betonen dabei die Verantwortung der markt-
radikalen Politik und der Großen Koalition für das verrohende gesellschaftliche Klima. Wir fordern 
offene Grenzen, eine radikale Umverteilung des gesellschaftlichen Reichtums von oben nach unten, 
die Rücknahme der Privatisierungen und den massiven Ausbau der vernachlässigten, öffentlichen 
Infrastruktur (Wohnungen, Schulen, kostenlose Spiel- und Sporteinrichtungen, Ausbau stadtteilnaher 
kultureller Angebote, ein sanktionsfreies Existenzminimum, die Anhebung des Mindestlohns und eine 
drastische Arbeitszeitverkürzung).Für besonders wichtig halten wir, dem von der radikalen Rechten 
versprühten, rassistischen Gift in der ArbeiterInnenklasse eine an Klasseninteressen orientierte Politik 
entgegenzusetzen. Dazu unterstützen wir, wo immer es möglich ist, gemeinsame Kämpfe von Flücht-
lingen, MigrantInnen, Prekären und den nicht prekären Schichten der Lohnabhängigen in den Stadttei-
len wie in den Betrieben. Letztlich kann nur die Zusammenführung der Flüchtlinge, der MigrantInnen 
und der besonders benachteiligten Deutschen mit der Gewerkschaftsbewegung zum gemeinsamen 
Kampf für solidarische Lösungen die Lage nachhaltig zum Besseren wenden. 
Im Kampf gegen Rechts unterstützen wir lokal jene Bündnisse und Initiativen, die auf eine breitest 
mögliche Einheit aller antifaschistischen Kräfte orientieren. Die Hofierung der AfD als „normale Par-
tei“ lehnen wir ebenso ab, wie die Beschränkung ihrer Abwehr auf institutionelles Vorgehen. Wir 
treten für möglichst breit getragene Demonstrationen und eine Vielzahl von Aktionsformen (z. B. Blo-
ckaden) ein. Da staatliche Organe erfahrungsgemäß in vielfacher Weise mit rechten Gruppen verbun-
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den sind, stehen für uns in erster Linie der solidarische gemeinsame Selbstschutz und der Schutz der 
Flüchtlinge im Vordergrund. 

2. In Betrieben und Gewerkschaften wollen wir handelnde Kollektive aufbauen, die Gegenwehr, 
Selbstorganisation und politische Aufklärung unserer Klasse befördern. Das bedeutet: Unterstützung 
von Widerstand gegen Ausbeutung und Arbeitsplatzvernichtung, Abwehr der Angriffe auf Gewerk-
schaften und von Betriebsrats-Mobbing, Stärkung und Aufbau der Gewerkschaftslinken, aber auch 
von überbetrieblichen Kampf- und Solidaritätsstrukturen. Wir teilen den Ansatz, dass es vor allem auf 
die Stärkung der Selbstorganisation in den Betrieben, aber auch in den Gewerkschaften ankommt, um 
eine klassenkämpferische Richtung der Arbeiterbewegung zu stärken. So wollen wir dazu beitragen, 
dass die ArbeiterInnenbewegung wieder konsequent Kämpfe für die ganze Klasse führt. 
Wir unterstützen deshalb vereinheitlichende Forderungen im Interesse der Beschäftigten und Erwerbs-
losen und die Entwicklung von Übergangsforderungen, die am bestehenden Bewusstsein anknüpfen 
und, wenn es zu Massenkämpfen für sie kommt, die kapitalistischen Verhältnisse in der Praxis infrage 
stellen. 

3. Wenn Deutschland seine Klimaziele einhalten soll, muss 2017 das Jahr werden, in dem auf den 
weiteren Ausbau des Braunkohletagebaus endgültig verzichtet und die zügige Abkehr von dieser Art 
der Energiegewinnung eingeleitet wird. 
In den letzten Jahren hat sich in Deutschland ein radikaler und weitgehend antikapitalistisch orientier-
ter Flügel der Anti-Kohle-Bewegung als Teil der Umweltbewegung herausgebildet; er protestiert mit 
massenhaften Aktionen zivilen Ungehorsams gegen die herrschende Energie- und Klimapolitik und 
fordert ein sofortiges Ende des Betriebs von Braunkohletagebauen und der Stromgewinnung durch 
Verfeuern von Braunkohle sowie generell einen radikalen Ausstieg aus fossilen Brennstoffen. Mit den 
Großaktionen Ende Gelände in der Lausitz und im rheinischen Braunkohlerevier ist es gelungen, das 
Thema Kohleverstromung in die Öffentlichkeit zu bringen; an dieser besonders schmutzigen Energie-
art wollen im Interesse der Energiekonzerne (RWE, Vattenfall bzw. EPH) sowohl die Bundesregie-
rung als auch die von SPD und Grünen getragene Landesregierung in Nordrhein-Westfalen sowie die 
von SPD und der Partei Die Linke getragene Landesregierung in Brandenburg noch auf Jahrzehnte 
festhalten. Für die Umwelt-, Klima- und Anti-Kohle-Bewegung ist es dabei von strategischer Bedeu-
tung, dass Umwelt und Arbeitsplatzsicherheit nicht länger gegeneinander ausgespielt werden können. 
Wir betrachten es als unsere Aufgabe, zu breiten Mobilisierungen für die geplanten Aktionen gegen 
den Braunkohltageabbau im rheinischen Revier und anlässlich der COP23 in Bonn im kommenden 
Jahr und zur Stärkung der Ansätze innerhalb der Gewerkschaften für den Ausstieg aus der Braunkohle 
beizutragen. Unsere Ziele sind: 100 Prozent erneuerbare Energien bei gleichzeitigen massiven Einspa-
rungen von Energie, die Herstellung regionaler ökologischer Wirtschaftskreisläufe, ein Plan für die 
Umverteilung der vorhandenen Arbeit auf gesellschaftlich sinnvolle Bereiche. Wir unterstützen dar-
über hinaus Ansätze zu einer politischen Ökologie, die eine sozialistische Alternative sowohl zu dem 
herrschenden kapitalistischen Produktivismus als auch zu dem Trugbild einer oberflächlich grün la-
ckierten Marktwirtschaft anstreben. 

4. Wir müssen mit dem kapitalistischen Projekt EU brechen! Wir treten wir für ein solidarisches und 
demokratisch verfasstes Europa der Lohnabhängigen ein – mit einem europäischen Mindestlohn, eu-
ropäischen sozialen Mindeststandards und gleichen sozialen und bürgerschaftlichen Rechten, mit einer 
ökologisch verantwortlichen Wirtschaftspolitik und demokratischer Teilhabe der Bevölkerung an allen 
Belangen des öffentlichen Lebens und demokratisch vergesellschafteten Banken und Großbetrieben. 
Wir bekämpfen die rechtsextreme Demagogie, die mit der EU-Kritik eine Wiederbelebung nationalis-
tischer Identität und den Kampf um die Wiederherstellung deutscher Dominanz in Europa verbindet. 
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Die verbal manchmal ähnliche Kritik kann nicht darüber hinwegtäuschen, dass wir diametral entge-
gengesetzte Vorstellungen vom Zusammenleben der Bevölkerungen in Europa haben. 
Wir unterstützen daher Initiativen, die sich im Geiste der länderübergreifenden Solidarität der Lohn-
abhängigen gegen die Spardiktate, die Festung Europa und die Militarisierung Europas wenden, auch 
wenn dies einen einseitigen Bruch mit der EU erfordert. Die Solidarität mit der griechischen Bevölke-
rung gegen die neokoloniale Politik von Troika, Quadriga und EU bildete in den letzten Jahren einen 
Schwerpunkt unserer internationalistischen Arbeit. Diese Arbeit wollen wir fortsetzen, da auch andere 
Staaten der EU zu Opfern dieser Politik gemacht werden. 
Wir unterstützen Ansätze für länderübergreifende soziale und gewerkschaftliche Bewegungen für 
soziale Mindeststandards, gleiche soziale und bürgerschaftliche Rechte in Europa, wie sie etwa der 
Alter Summit darstellen. Um diesen einen Erfolg zu ermöglichen, muss gegen die derzeitige EU-
Konstruktion eine breite kontinentale Rebellion erfolgen, die für einheitliche fortschrittliche Standards 
der Arbeits- und Sozialgesetzgebung und der Umweltgesetze in Europa kämpft. Der damit verknüpfte 
Abbau von gegenseitigem Konkurrenzdruck der arbeitenden Klassen entzieht den Rassisten zugleich 
den Boden. Zudem gilt es, über die unterdrückende Rolle der EU in der Welt aufzuklären und sich 
dagegen mit allen fortschrittlichen Kräften international zu verbinden. 

5. Eine Kernaufgabe für eine revolutionär-sozialistische Organisation ist die Herausbildung, Stärkung 
und Sammlung von sich eigenständig orientierenden AktivistInnen, Organizern und Kadern. Unsere 
Mitglieder und unser Umfeld werden für ihre politische Arbeit bestmöglich qualifiziert. Dafür entwi-
ckeln wir ein systematisches praxisorientiertes Bildungsangebot, das wir stetig ausbauen werden, teil-
weise in Zusammenarbeit mit anderen Bildungsträgern wie der Bildungsgemeinschaft SALZ oder der 
Rosa Luxemburg Stiftung, aber auch in Zusammenhang mit den internationalen Angeboten des IIRE 
Amsterdam. Durch die Weitergabe und Weiterentwicklung von praktischen und theoretischen Fähig-
keiten wollen wir besonders gewerkschaftlich Aktive, Frauen, MigrantInnen, Lohnabhängige und Jün-
gere ermutigen, voneinander zu lernen. Dafür richten wir eine eigene Bildungskommission ein. 
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Unser Selbstverständnis 
Mit der Gründung der Internationalen Sozialistischen Organisation haben zwei Organisationen zu-
sammengefunden, die durch ihre Mitgliedschaft in der IV. Internationale über einen gemeinsamen 
Fundus an programmatischem Profil und politisch-strategischer Ausrichtung verfügen. Wir wollen mit 
der neuen Organisation einen wirklichen Neuanfang machen, der bestimmte Schwächen der Vergan-
genheit hinter sich lässt. Gleichzeitig wollen wir andere Kräfte, die sich in dem hier dargelegten 
Selbstverständnis wiederfinden können, einladen, in einen engeren Diskussions- und Arbeitszusam-
menhang mit uns einzutreten. Unser längerfristiges Ziel ist es, beharrlich an der Überwindung der 
Zersplitterung der revolutionären, antikapitalistischen Kräfte zu arbeiten und unser Möglichstes zu 
einer Umgruppierung und einem Zusammenfinden dieser Kräfte beizutragen. 

Wofür wir politisch stehen 

Wir stehen ein:  

• für demokratische Rechte, öffentliche Freiheiten und gegen Überwachung (auch im Internet); 

• für einen revolutionären Bruch mit dem Kapitalismus, für die Ersetzung des bürgerlichen Staats 
durch die Verwaltung der ProduzentInnen selbst; 

• für ein Hinüberwachsen der demokratischen und nationalen Kämpfe in den abhängig gehaltenen 
Ländern zu revolutionären antikapitalistischen Kämpfen; 

• für eine sozialistische Demokratie, die über die bürgerliche Demokratie hinausgeht, die auf gesell-
schaftlichem Eigentum an den Produktionsmitteln, Selbstorganisation der Arbeitenden, Selbstbe-
stimmung der Völker und Garantie der öffentlichen Freiheiten beruht, in der Parteien und Staat 
voneinander getrennt sind; 

• für eine demokratisch geplante Wirtschaft, die auf die Befriedigung der unterschiedlichen Bedürf-
nisse aller Menschen ausgerichtet ist; 

• für Parteienpluralismus und Vielfalt von Tendenzen; 

• für die Ausweitung der Formen von Selbstorganisation und die Einhaltung demokratischer Rechte 
in den Kämpfen; 

• gegen alle Bürokratien (stalinistischer, sozialdemokratischer, gewerkschaftlicher, nationalistischer 
Art usw.), die Massenorganisationen beherrschen; 

• für die Befreiung der Frauen und für eine autonome Frauenbewegung; 

• für die Befreiung der Schwulen, Lesben, Bisexuelle, Transgender und Queer sowie gegen sämtli-
che Formen sexueller Unterdrückung; 

• für die Einhaltung des Rechts auf Selbstbestimmung und Unabhängigkeit der unterdrückten Völ-
ker; 

• gegen Rassismus und alle Formen von Chauvinismus; 

• gegen religiöse Fundamentalismen und für die Trennung von Religion und Staat; 

• für die Umwelt aus einer antikapitalistischen und antibürokratischen Perspektive; 

• für einen aktiven Internationalismus und internationale antiimperialistische Solidarität, für die Ver-
teidigung der Interessen der arbeitenden Massen in jedem Land ohne Ausnahme, ohne Sektierer-
tum und ohne Unterordnung unter diplomatische oder Nützlichkeitserwägungen; 

• für Aktionen und Bewegungen gegen Militarisierung und Kriegspolitik; für die Auflösung der 
NATO; 
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• für den Aufbau von revolutionären, proletarischen, feministischen und demokratischen Parteien mit 
aktiven Mitgliedern, in denen die Rechte auf freie Meinungsäußerung und Tendenzbildung aner-
kannt und geschützt sind; 

• für den Aufbau einer revolutionären Internationale, einer pluralistischen Masseninternationale. 

Um diese Ziele zu erreichen, sind wir Teil eines internationalen Zusammenschlusses revolutionär 
marxistischer Kräfte aus vielen verschiedenen Ländern. Uns allen ist die Überzeugung gemeinsam, 
unsere Kräfte zu vereinen, um in der Lage zu sein, eine entscheidende Rolle im Klassenkampf des 
jeweiligen Landes hin zu einem Sieg des Sozialismus zu spielen. Die Entwicklung ihrer nationalen 
Sektionen ist das Mittel, mit dem die Vierte Internationale ihr emanzipatorisches Ziel zu erreichen 
sucht, denn eine internationale Organisation kann in einer Revolution nicht das Handeln einer nationa-
len Sektion ersetzen oder an deren Stelle treten. 

Gerade weil wir uns – ohne uns zu verbiegen – auf dieser programmatischen Grundlage zusammen-
finden können, ist im Verlaufe unseres Fusionsprozesses deutlich geworden, dass die Vereinigung 
mehr als überfällig war. Und wir wollen an dieser Stelle auch betonen, dass wir auch mit anderen 
Kräften, die an diesem Prozess nicht beteiligt waren, aber mit denen wir zum Teil sehr gut zusammen-
arbeiten, viele politische Gemeinsamkeiten sehen, die ein politisches und organisatorisches Zusam-
mengehen rechtfertigen würden, ja geboten erscheinen lassen. Denn wir wollen nicht den Eindruck 
vermitteln, dass wir mit der Neukonstituierung für lange Zeit keine weiteren Umgruppierungsmög-
lichkeiten, sprich Chancen für ein Zusammengehen sehen. 

Um über die bisher genannten Texte hinaus unser Selbstverständnis – und unsere Funktionsweise – zu 
erläutern, halten wir das nun Folgende fest. 

Neuformierung der Linken 

Mit dem Fall der Mauer ist für uns ein tiefgreifender Paradigmenwechsel eingetreten: Eine linke Kritik 
am Stalinismus macht sich heute nicht mehr an der Existenz der Sowjetunion fest, sondern an einem 
unemanzipatorischen Politikverständnis, das den Stalinismus überdauert hat. Mit diesem Politikver-
ständnis muss gebrochen werden, wenn wir auf den globalisierten Kapitalismus eine internationalisti-
sche und ökosozialistische Antwort finden wollen.  

Wir verstehen uns als eine international organisierte Strömung, die mit dem Ziel des Aufbaus revolu-
tionärer Parteien in einzelnen Ländern und einer revolutionären Internationale zur Rekonstruktion von 
politischem Klassenbewusstsein und zur Herausbildung einer antikapitalistischen Massenpartei beitra-
gen will. 

Dazu gehört, dass wir genug Selbstbewusstsein haben, um zu sagen: Was wir in diesen Prozess ein-
bringen können, ist von Belang. Dazu gehört auch, einzugestehen: Wir haben nicht die fertigen Ant-
worten auf alle Fragen. Die Errungenschaften unserer Ideengeschichte und unserer Bilanz des 20. 
Jahrhunderts taugen nicht als Blaupausen für die Entwicklung der heute „richtigen“ linken, revolutio-
nären Politik. Wir sind daher bereit, von anderen zu lernen. 

Aus dieser Sicht ist die Vermittlung von Ideen für uns keine Einbahnstraße, sondern ein Austausch mit 
anderen auf gleicher Augenhöhe. Das unterscheidet uns von denjenigen Gruppen und Organisationen, 
die sich auf dieselbe Tradition beziehen wie wir, diese Tradition aber im Sinne einer doktrinären und 
sektiererischen Neigung verfälschen und letztlich diskreditieren. Darum ist es auch in gewisser Weise 
eine „Zumutung“, bei uns Mitglied zu sein: Wir wollen niemandem die Last des eigenständigen kriti-
schen Denkens abnehmen und suchen vielmehr Menschen, mit denen wir gemeinsam über die Lehren 
der Vergangenheit und ihre Verbindung mit den zeitgenössischen neuen Herausforderungen nachden-
ken können. Wir wollen Kreativität und Initiative entwickeln. 
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Aus unserer Sicht sind alle heute existierenden linken Parteien und Organisationen, ob groß oder klein, 
einschließlich unserer eigenen, nur Vorläufigkeiten, die – im besten Falle – eine produktive Rolle 
beim Aufbau der zukünftigen revolutionären Partei und Internationale spielen können, verstanden als 
Organisierung der bewussteste Teil einer Bewegung in den Klassenkämpfen und in den sozialen Be-
wegungen mit emanzipatorischer Tendenz. 

Unbekanntes Terrain 

Wo immer dies möglich ist, treten wir für Mobilisierungsformen ein, die betriebliche oder lokale Teil-
kämpfe zu gesamtgesellschaftlichen Konflikten ausweiten (etwa indem wir die gesamtgesellschaftli-
che Dimension von Streiks und Tarifabschlüssen betonen). Unsere Mitglieder arbeiten in einer Vielfalt 
von Zusammenhängen – nicht nur in Gewerkschaften, in der Gewerkschaftslinken, in sozialen Bewe-
gungen und politischen Bildungsvereinen verschiedener Art, sondern auch in breiteren Ansätzen der 
linken Neuformierung.  

Wo immer wir mit anderen in lokalen Initiativen, Bündnissen oder Aktionseinheiten zusammenkom-
men, handeln wir nach den Gründsätzen:  

• Wir richten unseren Blick auf das Bewusstsein der Kämpfenden und streben die Herstellung der 
größtmöglichen Einheit im Kampf an; 

• wir betonen die Selbsttätigkeit der Kämpfenden – auch gegenüber der eigenen Organisation – bis 
hin zur Entwicklung aller denkbaren Formen und Vorstufen von Organen, die den herrschenden 
Apparaten das Recht auf Initiative und Kontrolle streitig machen;  

• wir treten ein für Demokratie in Bewegungen und Organisationen; 

• wir vermitteln das Bewusstsein, dass die Grundlage jeden Reichtums die Naturkräfte sind und de-
ren Schutz und Bewahrung höher steht als der Profit; 

• wir stehen für eine solidarische Weltordnung, für Solidarität mit Unterdrückten und Ausgebeuteten 
statt mit Regierungen, wir entwickeln Kampfperspektiven, die über den Nationalstaat hinauswei-
sen; 

• wir heben die Notwendigkeit des Bruchs mit dem Kapitalismus hervor. 

Unsere Mitglieder arbeiten in einer Vielfalt von Zusammenhängen – nicht nur in Gewerkschaften, in 
der Gewerkschaftslinken, in sozialen Bewegungen und politischen Bildungsvereinen, sondern auch in 
breiteren Ansätzen der linken Neuformierung. 

Die ernsthafte Mitarbeit in unterschiedlichen Projekten schränkt natürlich die zeitlichen und kräftemä-
ßigen Ressourcen für die Arbeit in der eigenen Organisation ein und kann auch immer zu einer Quelle 
von Entfremdungsprozessen gegenüber der eigenen Organisation werden. 

Dieses Problem kann aber nicht wirklich gelöst werden, indem sich unsere Mitglieder aus allen sol-
chen Prozessen heraushalten. Denn dann würde ein noch bedrückenderes Problem entstehen, nämlich 
die Illusion, revolutionäre Organisationen könnten heute sozusagen im „luftleeren Raum“ aufgebaut 
werden, ohne Tuchfühlung mit breiteren Politisierungsprozessen. Das führt zur Entstehung von 
Scheinwelten, zu einer Kultur des „als ob“, zur Parteispielerei kleiner Gruppen, zu reinem Propagan-
dismus und zu einer Selbstmisserziehung im Sinne der Verlagerung der gesamten Tätigkeit der Mit-
glieder auf das alleinige Reproduktionsinteresse der eigenen Organisation (und ihres Apparätchens), 
die damit mehr oder weniger zur Sekte verkommt. 

Trotz der Tatsache, dass wir in verschiedenen Zusammenhängen aktiv sind und dass es bei uns Platz 
für unterschiedliche Praktiken gibt, diskutieren wir diese regelmäßig gemeinsam und versuchen sie 
miteinander zu verbinden. Wir gehen dabei mit einer gemeinsamen Methode – die des revolutionären 
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Marxismus – an die Erfassung der Wirklichkeit heran, wir tragen unsere Erfahrungen zusammen und 
werten sie gemeinsam aus. So organisieren und bewahren wir eine Art „kollektives Gedächtnis“. 

Bewusstsein weiter entwickeln 

Zeitweise können Bewegungen mächtig anwachsen, wie die gegen Umweltzerstörung. Bewegungen 
gegen Kriege erleben ein Auf und Ab. Die meisten Proteste sind nicht stabil. Nach einiger Zeit zerfal-
len sie oder werden von Parteien aufgesogen. Wir erlebten dies mit den Grünen, die schon nach weni-
gen Jahren ihre oppositionelle Haltung aufgegeben und sich in diesem Regime (etwa in den Parlamen-
ten und Ministerien) bequem eingerichtet haben. Das Gefühl, kämpfen zu können, kämpfen zu wollen, 
Kraft dafür zu haben, unterliegt Schwankungen. Diejenigen, die auch außerhalb der Aufschwungpha-
sen breiter Bewegungen weiter aktiv bleiben und sich darüber Gedanken machen, wie der nächste 
Anlauf zum Erfolg führen kann, sind der Vortrupp der Emanzipationsbewegungen. Wir sind der Über-
zeugung, dass das Verhältnis Organisation zu Bewegungen und umgekehrt stets ein unabhängiges sein 
muss. Wir verteidigen daher unser Recht, uns eigenständig zu organisieren. Und die vollständige Un-
abhängigkeit und Trennung unserer Organisation von den Institutionen des Staates und von Unter-
nehmen ist Grundvoraussetzung, um unsere Eigenständigkeit zu wahren. 

Wir halten mit unseren Überzeugungen nicht hinter dem Berg. Wir sind davon überzeugt, dass revolu-
tionäre SozialistInnen nur dann Glaubwürdigkeit erlangen können, wenn sie in Initiativen in der Lage 
sind, um konkrete Forderungen herum die Mehrheit der Bevölkerung zu bündeln. Sie dürfen sowohl 
gegenüber anderen Organisationen und Bewegungen wie auch gegenüber einzelnen Menschen kein 
instrumentelles Verhältnis an den Tag legen. Zur Mitarbeit in unserer Organisation können wir Men-
schen nur dann überzeugen, wenn unser eigenes Verhalten im Einklang mit unseren langfristigen Zie-
len steht. Viele scheuen sich, in eine Organisation einzutreten, weil sie fürchten, ihre persönliche Frei-
heit aufzugeben. Stattdessen ziehen sie die Arbeit in Basisgruppen oder „organisierten Zusammenhän-
gen“ vor. Wer in diese eintritt, ist zwar ungebunden, faktisch aber auch unorganisiert, da es keine dau-
erhafte politische Gemeinsamkeit gibt und diese Strukturen sich früher oder später auflösen. Sie sind 
oftmals nicht einmal demokratischer, weil die Entscheidungen meist von einzelnen Aktiven oder Cli-
quen getroffen werden. 

Ohne die vorwärtstreibende Rolle einer revolutionären Organisation droht selbst in revolutionären 
Zeiten das gewaltige Potenzial einer stürmischen Massenbewegung zu verpuffen. Eine solche Rolle 
kann sich jedoch nicht über einen selbstproklamierten Führungsanspruch, oder gar mit administrativen 
Mitteln herstellen, sondern kann nur politisch, das heißt durch Überzeugung, demokratisch erkämpft 
werden. Wir überzeugen durch unser persönliches und kollektives Engagement und machen anderen 
keine Vorschriften. 

Die Einsicht in die Notwendigkeit eines revolutionären Bruchs ist außerhalb der radikalen Linken 
heute nicht sehr verbreitet, selbst bei denjenigen nicht, die in diesem System kaum etwas oder gar 
nichts zu verlieren haben. Wir betrachten es daher als eine unserer Hauptaufgaben zur Rekonstruktion 
eines kämpferischen, politischen Klassenbewusstseins beizutragen. Durch den Siegeszug des neolibe-
ralen Kapitalismus hat sich dies enorm zurückentwickelt. Der breiten Mehrheit der Bevölkerung, der 
lohnabhängigen Klasse, ist das Ziel eines eigenen Projekts abhanden gekommen. Visionen, wie man 
es machen könnte, stoßen allgemein auf Skepsis, man möchte sich keiner „Ideologie“ mehr verschrei-
ben, die Machtfrage scheint außer Reichweite. Dies behalten wir im Hinterkopf, wenn wir Debatten 
führen oder Vorschläge für Aktivitäten machen. In unseren Publikationen gehen wir auf den Kenntnis- 
und den Bewusstseinsstand der Angesprochenen ein. Wir möchten eine Brücke bauen zwischen den 
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unmittelbaren Wünschen und Empfindungen dieser Menschen und den strategischen Zielen der Erobe-
rung der politischen Macht durch die lohnabhängige Klasse. 

Das politische Bewusstsein ist vielfältig. Revolutionäres Bewusstsein kennzeichnet in „normalen“ 
Zeiten des Klassenkampfes nur eine kleine Minderheit der Bevölkerung. Der unversöhnliche Kampf 
gegen das bestehende System und der radikale Bruch mit den von der kapitalistischen Konkurrenz 
geprägten Verhaltensweisen erfordern in nichtrevolutionären Zeiten ein hohes Maß an politischer Ü-
berzeugung und persönlichem Engagement. Wer dabei isoliert ist, kann diese Einstellung in aller Re-
gel nur sehr schwer lange durchhalten. Phasen des Abschwungs der Klassenaktivität treiben die meis-
ten Menschen zur Aufgabe der revolutionären Ideale ihrer Jugend. 

Nicht zuletzt auch deswegen ist es für eine revolutionäre Organisation lebensnotwendig, kontinuierlich 
immer wieder Jugendliche zu gewinnen, will sie nicht Gefahr laufen, in der Routine zu verkrusten und 
neue Entwicklungen nicht richtig aufnehmen zu können. Selbst nichtrevolutionäres sozialistisches 
Bewusstsein ist heute in der BRD wenig verbreitet. Ein aktives Engagement für eine revolutionäre 
Veränderung ist bei den meisten nicht zu erkennen. Dennoch können Linke ein wichtiges Bindeglied 
bei dem Bemühen darstellen, breitere Schichten, vor allem im Gewerkschaftsbereich von einer aus-
schließlich sozialpartnerschaftlichen Einstellung zu lösen und auf eine Politik der Gegenmacht zu 
orientieren. 

Wie wir uns demokratisch organisieren 

Wir wollen eine Organisation zum Mitmachen sein – auf allen Ebenen. Aber auch eine kleine linke 
Organisation besteht nicht einfach aus „Gleichen“. Manche haben mehr Einfluss als andere. Die Be-
lastungen und der zeitliche Aufwand für Erwerbsarbeit, Kinderbetreuung und andere Verpflichtungen 
sind unterschiedlich. Außerdem machen manche die politische Arbeit mehr oder weniger zu ihrem 
Beruf oder zu ihrem Hobby, was andere nicht können oder nicht wollen. Vorbildung und Geübtheit im 
Argumentieren, Erstellen von Texten usw. sind unterschiedlich. Mitglieder von Leitungsorganen ha-
ben mehr Einfluss als andere usw. 

Daher ist für uns eine Organisierung ohne klare demokratische Regeln undenkbar. Dazu gehört, dass 
Funktionen und Ämter gewählt und nur auf eine bestimmte, sehr begrenzte Periode ausgeübt werden. 
Danach wird neu gewählt. Für uns ist dies nicht zuletzt ein Mittel der Herstellung von Transparenz bei 
Entscheidungen. Unserer Erfahrung nach setzt sich in Gruppen, in denen nicht regelmäßig über wich-
tige Entscheidungen abgestimmt wird, eine mehr oder weniger sichtbare Clique durch, die in Hinter-
zimmergesprächen, bei Kneipenabenden oder nach offiziellem Schluss eines Treffens Entscheidungen 
vorwegnehmen. Nicht selten sind diese Gruppen reine Männerbünde. 

Eine zahlenmäßig nicht sehr große, aber sich dafür über ein ganzes Land erstreckende politische 
Gruppierung wie unsere, bedarf eines Ortes, an dem die unterschiedlichen Erfahrungen zusammenge-
tragen, gemeinsam diskutiert und ausgewertet werden. Wir nennen diese Orte die Bundeskonferenz 
und Koordination. Die Koordination soll die Mitglieder zur Tätigkeit anregen, diese koordinieren, die 
Mitgliederinformieren, bilden und zur selbstständigen Urteilsfähigkeit befähigen. Entscheidungen, die 
alle betreffen, werden hier beraten und ein möglichst breiter Konsens gesucht. Ist dies nicht möglich 
wird bei Bedarf offen abgestimmt. Zu diesem Zweck ist das Mehrheitsprinzip für uns unabdingbar, 
aber auch kein Selbstzweck. Fallen wichtige Entscheidungen sehr knapp aus, ist das ein Zeichen, bes-
ser einen größeren Konsens zu suchen und erneut in den Dialog zu treten, statt zur Tagesordnung ü-
berzugehen. 

Wenn dies nicht gelingt, gilt für uns das Grundprinzip: Auch eine Mehrheit kann irren. Dies kann von 
allen aber nur herausgefunden werden, wenn die Mehrheit das Recht hat, ihre Vorschläge umzusetzen 
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und die Minderheit das Recht hat, in freier und solidarischer Weise zu kritisieren, was zu kritisieren 
ist. Das heißt nicht, dass es in der Organisation keinen Platz für unterschiedliche Praktiken oder Pro-
jekte gäbe. Wenn es sie gibt, werden sie regelmäßig gemeinsam diskutiert und wir versuchen, sie mit-
einander zu verbinden. Von allen Mitgliedern verlangt dies ein hohes Maß an solidarischem Umgang 
und Kritikfähigkeit.  

Trotz der Existenz einer Koordination müssen alle Mitglieder unmittelbar bestimmen können, was ihre 
Organisation tut, müssen die Bundeskonferenzen formell und real der Souverän sein, die Koordination 
wählt und abwählt und die große Stoßrichtung der Organisation bestimmt. 

Ohne weitgehende Autonomie der Ortsgruppen bei der Bestimmung ihrer örtlichen Arbeit und das 
Recht der Mitglieder, sich eigenständig über ihre Basiseinheiten hinweg über die Politik, Orientierung 
und Vorhaben der Organisation zu verständigen, unterhöhlt der Einfluss „von oben“ die Demokratie in 
der Organisation. 

Wie wir mit Meinungsverschiedenheiten umgehen 

Letztendlich geht es dabei um die Frage, wie die Organisation damit umgeht, wenn einzelne Mitglie-
der oder Gruppen zu bestimmten Punkten unterschiedliche Auffassungen haben. Untereinander oder 
gegenüber der Koordination. Für uns spielt das Recht der Bildung von Tendenzen und Fraktionen bei 
dieser Frage eine große Rolle. Kurz gesagt ist dies die Freiheit aller GenossInnen jederzeit und zu 
allen Fragen organisierte Meinungsströmungen in der Organisation zu bilden. Dieses Recht ist in den 
Statuten verankert und darf in der Praxis nicht außer Kraft gesetzt werden. Ein Allheilmittel ist dieses 
Recht allerdings nicht. Wir haben die Erfahrung gemacht, dass ein ausgeprägtes Tendenz- und Frakti-
onswesen sehr schädlich sein kann. Zum Beispiel, wenn Einfluss auf die Orientierung der Organisati-
on und die Zusammensetzung von Leitungsorganen nur über die Zugehörigkeit zu innerorganisatori-
schen Strömungen möglich ist, wenn sich die Mitglieder – und vor allem die führenden Mitglieder – 
mehr mit ihrer Tendenz oder Fraktion identifizieren als mit ihrer Organisation. Dann bestimmen Po-
lemik gegen die anderen Strömungen und Diplomatie unter den Strömungen in zunehmendem Maße 
das Organisationsleben. Auch damit kann die Demokratie in der Organisation empfindlich Schaden 
nehmen. 

Dennoch verteidigen wir das Tendenz- und Fraktionsrecht dennoch, denn es sichert die freie Mei-
nungsäußerung einer/eines jeden einzelnen GenossIn und mindert die Gefahr politisch ungerechtfertig-
ter Spaltungen. Wenn sich Tendenzen und Fraktionen aber verfestigen und verewigen, dann kann der 
Zusammenhalt der Organisation auch daran zugrunde gehen. 

Gerade in kleinen Organisationen von ein paar Dutzend oder ein paar Hundert Mitgliedern ist das 
scharfe Austragen von Differenzen mit Entscheidungen durch knappe Abstimmungen oftmals zerstö-
rerisch. Darum sollte die Regel sein, dass innerorganisatorische Strömungen, die sich im Vorfeld einer 
Konferenz gebildet haben, sich nach der Konferenz auflösen. Dazu brauchen wir eine Organisations-
kultur, in der Konsens und die aktive Teilhabe der Mitglieder an der politischen Willensbildung und 
Entscheidungsfindung eine möglichst große Rolle spielen. Eine ganz wichtige Aufgabe von Leitungs-
organen ist daher in jedem Falle, alles dafür zu tun, dass sich die Mitglieder an der Meinungsbildung 
über die politische Orientierung ihrer Organisation und über ihre praktischen Vorhaben aktiv beteili-
gen. 

Anstatt Differenzen zuzuspitzen, müssen Diskussion und Beschlussfassung immer wieder darauf zu-
rückgeführt werden, was wir trotz unserer Meinungsverschiedenheiten gemeinsam tun können. Das 
Austragen von Meinungsverschiedenheiten kann teilweise in die Bildungsarbeit der Organisation ver-
lagert werden, wo ohne Entscheidungsdruck und mit mehr Tiefgang im Sinne der Selbstschulung dis-
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kutiert werden kann. Ebenso lehnen wir jeden moralischen Druck auf Mitglieder, sich im Sinne einer 
innerorganisatorischen Strömung zu positionieren ab. 

Gemeinsame politische Organisierung ist andererseits kein Selbstzweck. Die Grenze ist dort zu ziehen, 
wo es keine gemeinsame politische Arbeit und keine gemeinsame Handlungsfähigkeit mehr gibt. 

Wir achten darauf, dass keine Situation geschaffen wird, durch die sich Mitglieder aus der Organisati-
on oder an deren Rand gedrängt fühlen. Dazu brauchen wir eine Organisationskultur, in der Konsens 
und die aktive Teilhabe der Mitglieder an der politischen Willensbildung und Entscheidungsfindung 
eine möglichst große Rolle spielen. Eine ganz wichtige Aufgabe von Leitungsorganen ist daher alles 
dafür zu tun, dass sich die Mitglieder an der Meinungsbildung über die politische Orientierung ihrer 
Organisation und über ihre praktischen Vorhaben aktiv beteiligen. 

Organisation für die Mitglieder 

Wir sind eine Gemeinschaft jener, die gegen die bestehende Gesellschaft rebellieren. Kritik ist unser 
Lebenselement. Ohne freie Diskussion können wir uns keine wirklich revolutionäre Organisation vor-
stellen. Die aber ist nur in der solidarischen Gemeinschaft der Gruppe möglich. Darum ist unsere Or-
ganisierung Voraussetzung für unsere freie Entfaltung als politische Menschen. Wir vereinigen uns, 
um auf gemeinsamer politischer Grundlage zu arbeiten. Wir geben damit nicht unsere Individualität 
auf. Aber wir bauen die sozialen Differenzen ab, zwischen Jungen und Alten, zwischen Frau und 
Mann, Eingeborenen und Zugewanderten. 

Die Nützlichkeit der Organisation für die Mitglieder ist ein weites Feld. Es reicht von der Teilnahme 
an einem fruchtbaren und anregenden Diskussionszusammenhang bis zum praktischen Zusammenwir-
ken in der Aktion. Dazu bedarf es einer Verbindlichkeit, zu der insbesondere die finanzielle Unterstüt-
zung der Organisation durch Beiträge und – je nach Möglichkeiten und Kräften der Einzelnen – die 
Teilnahme an ihren Aktivitäten und an ihrer Meinungsbildung gehören. In dem Maße aber, wie die 
Mitglieder ihre Zugehörigkeit zu ihrer Organisation nicht als nützlich für ihre politische Selbstentfal-
tung und Wirksamkeit und auch als Raum von praktisch gelebter Solidarität und praktisch gelebtem 
Internationalismus erfahren, wird kein formales Pochen auf Disziplin in irgendeiner Weise hilfreich 
sein. 

Vielmehr muss die Organisation alles, was sie tun will, durch politische Überzeugung und Motivie-
rung ihrer Mitglieder vorbereiten und begleiten. Sie sollte auch nicht beanspruchen, den Mitgliedern 
vorzuschreiben, wie sie denken sollen. Nur die eigene Überzeugung kann nach außen hin auch über-
zeugend vertreten werden. Auch minderheitliche Meinungen – von Ortsgruppen, Strömungen, Ein-
zelmitgliedern – können deshalb nach außen hin geäußert werden. Die einzigen beiden Bedingungen 
sind, dass die Betreffenden klarstellen, dass sie dann nicht im Namen der Organisation sprechen, und 
dass diese minderheitlichen Meinungen sich im Rahmen des gemeinsamen programmatischen Kon-
senses bewegen. Eine Disziplinierung der Meinungen führt nicht zu selbstbewussten, eigenständig 
denkenden RevolutionärInnen, sondern zu einer im Ergebnis abstoßenden Kreuzung von Robotern mit 
Zombies. 

Die Nützlichkeit der Organisation für ihre Mitglieder und für den Kampf um ihre Ziele nimmt nicht 
dadurch zu, dass alle Mitglieder dasselbe in der gleichen Weise machen. Sie nimmt vielmehr damit zu, 
dass die in durchaus unterschiedlichen Bereichen und in durchaus unterschiedlicher Weise politisch 
tätigen Mitglieder ihre Erfahrungen untereinander austauschen und miteinander verarbeiten und immer 
wieder beraten, wie sie in der Aktion, im praktischen Handeln kooperieren und an einem Strang zie-
hen können – und das möglichst auch noch in dieselbe Richtung. 
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Durch die kollektive Organisierung wird das Mitglied mehr politische und organisatorische Erfahrung 
sammeln und sich persönlich stärker entfalten können als ohne diese. Das erfordert freilich offene 
Diskussion, Vertrauen untereinander und solidarisches Miteinander, aber auch die Möglichkeit, sich 
innerhalb der Organisation kollektiv zusammenzuschließen. 

Organisation für die Jugend 

In unserem Konzept des Organisationsaufbaus versuchen wir bewusst, gerade auch junge Menschen 
für die Organisation zu gewinnen und sie auf Dauer zu integrieren. Dies schließt ein Verheizen genau-
so aus, wie das Unterdrücken sogenannter jugendspezifischer Verhaltensweisen. 

Eine Möglichkeit, junge Menschen an die Arbeit in einer revolutionären Organisation heranzuführen, 
ist der Aufbau einer unabhängigen revolutionären Jugendstruktur, die gemäß eigener Rhythmen und 
Aktionsformen ihre Lebendigkeit bewahren kann, einschließlich des Rechts, „Fehler“ machen zu kön-
nen und dabei nicht von „den Erwachsenen“ in der Entfaltung ihrer Politikansätze gehindert zu wer-
den. Ob sie gebildet wird oder andere Formen der Jugendarbeit besser geeignet erscheinen, müssen – 
selbstverständlich – die jungen GenossInnen allein entscheiden. Wenn sich der Aufbau einer Jugend-
organisation oder ein ähnlicher Ansatz verwirklichen lässt, die in Sympathie zu unseren programmati-
schen Zielen steht, werden wir sie aktiv unterstützen. 

Organisation für Frauen 

Die erste gesellschaftliche Unterdrückung, noch vor der vollständigen Herstellung einer Klassenge-
sellschaft, war die Unterdrückung der Frau durch den Mann. Diese Unterdrückung besteht bis heute 
fort. Die patriarchalischen Verhältnisse werden in hohem Maße durch den Kapitalismus und die Klas-
sengesellschaft verfestigt und verstärkt. Diese Unterdrückung stellt eine erhebliche Schwächung der 
ArbeiterInnenklasse insgesamt dar. Ohne den Kampf für die Befreiung der Frauen kann weder die 
sozialistische Umwälzung erreicht noch garantiert werden, dass diese wirklich den Ausgangspunkt für 
eine umfassende Abschaffung von Unterdrückung und Ausbeutung sein wird. 

Auch in der Arbeiterbewegung, ihren revolutionären Teil eingeschlossen, wurden und werden die 
Frauen unterdrückt. Wir unterstützen die weitere Entwicklung einer unabhängigen Frauenbewegung, 
weil der Kampf für die Frauenbefreiung nur auf diese Weise wirksam vorangetrieben werden kann. 

Auch in unserer eigenen Organisation ist dominantes männliches Verhalten ein Hindernis für die Ent-
faltung der politischen Tätigkeit von Frauen. Es ist daher notwendig, eine ständige bewusste Anstren-
gung zu unternehmen, um diesen Zustand zu bekämpfen und zu überwinden, sowohl durch die politi-
sche Erziehung als auch durch besondere organisatorische Maßnahmen wie das Recht der Frauen, sich 
jederzeit auf allen Ebenen der Organisation unter sich zu treffen, sowie durch Quotierungen in den 
Leitungsorganen, wenn dies von den Frauen so gewünscht wird. Und im Falle, dass es mehrere Strö-
mungen in der Organisation gibt, die Quotierung bei Wahlen nach politischen Strömungen. 

In einer revolutionären Organisation muss die politische Kultur der angestrebten Gesellschaft erkenn-
bar sein. Sonst wird von ihr und ihren Zielen nicht die Ausstrahlung und Faszination ausgehen, die 
nötig ist, damit die große Mehrheit der ArbeiterInnenklasse den Kampf für die grundlegende sozialis-
tische Umwälzung als lohnend erkennt. ArbeiterInnendemokratie und Selbstverwaltung sind keine 
Ziele, die erst nach der Revolution aktuell werden. Auch wenn sie erst nach dem Sturz der Bourgeoisie 
wirklich voll entwickelt werden können, müssen diese Prinzipien schon heute in den Reihen der Ar-
beiterInnenbewegung – und erst recht innerhalb der revolutionär-marxistischen Organisationen – zur 
Geltung kommen. Für uns ist die innerparteiliche Demokratie die Brücke zur Rätedemokratie. 
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Statut der Internationalen Sozialistischen Organisation 
1. Name der Organisation 
(1) Die Organisation führt den Namen Internationale Sozialistische Organisation, in Kurzform: ISO. 

(2) Ihr Tätigkeitsbereich erstreckt sich auf das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland. 

(3) Die ISO ist Mitglied der IV. Internationale. 

2. Ziele der Organisation 
Zweck der ISO ist es, zum Aufbau einer revolutionären Partei und Internationale beizutragen, die un-
eingeschränkt für die Interessen der abhängig Beschäftigten sowie aller Ausgebeuteten und Unter-
drückten, für die Entmachtung des Kapitals, für sozialistische Demokratie und für eine weltweite klas-
senlose Gesellschaft eintreten. Organisationsleben und Tätigkeit der ISO bezwecken die Förderung 
der Kritikfähigkeit, der politischen Bildung und der wirkungsvollen und eigenständigen politischen, auf 
emanzipatorische Zwecke gerichteten Arbeit ihrer Mitglieder. 

3. Grundsätze der Organisation 
(1) Alle Beschlüsse der ISO werden nach offener, demokratischer Diskussion gefasst. Alle Mitglieder 
haben das Recht, sich an die anderen Mitglieder zu wenden und Anträge in der Ortsgruppe und der 
Bundeskonferenz zu stellen. 

(2) Die gewählten Leitungen sind dafür verantwortlich, einen alle Mitglieder erfassenden Diskussions-
prozess zu organisieren. 

(3) Beschlüsse werden in offener Abstimmung mit einfacher Mehrheit gefasst. Einfache Mehrheit be-
deutet, dass nur die Ja- und Nein-Stimmen gewertet werden. Auf Verlangen von mindestens 30 % der 
anwesenden stimmberechtigten Mitglieder eines Organs oder einer Versammlung erlangt ein Be-
schluss nur dann Gültigkeit, wenn er mit einer qualifizierten Mehrheit von zwei Dritteln der anwesen-
den Stimmberechtigten gefasst wurde. Das Verlangen ist vor der Abstimmung verbindlich anzuzeigen. 

(4) Mitglieder haben das Recht Minderheitsmeinungen auch öffentlich zu vertreten, wenn sie offenle-
gen, dass sie dabei nicht im Namen der ISO sprechen. 

(5) Minderheiten haben das Recht, ihre Ansichten gegenüber der Mitgliedschaft bekannt zu machen, 
sich zu beraten und sich dafür einzusetzen, dass ihre Positionen eine Mehrheit erlangen. 

(6) Die Bildung von Tendenzen oder Fraktionen ist der Koordination und der Mitgliedschaft bekannt zu 
geben. Tendenzen und Fraktionen sollten sich nach der Bundeskonferenz wieder auflösen, sind dazu 
jedoch nicht verpflichtet. 

(7) Minderheiten haben das Recht, entsprechend ihrer Stärke in folgenden Gremien repräsentiert zu 
sein: Koordination, Sekretariat, Beschwerdekommission, Finanzkommission. 

(8) Bundesweite Organe werden in geheimer Wahl gewählt. Die gewählten Organe sind zur regelmä-
ßigen Rechenschaft über ihre Tätigkeiten verpflichtet. 

(9) Alle Delegierten und Gewählten können Aufträge aus den Gremien erhalten, sind aber in ihren 
Entscheidungen frei. Über Abweichungen von Aufträgen muss Rechenschaft abgelegt werden. 

4. Mitgliedschaft 
(1) Mitglied der ISO ist, wer ihre/seine programmatischen Grundüberzeugungen teilt, ihr Statut aner-
kennt, gemäß den eigenen Kräften an ihren Aktivitäten und an ihrem Meinungsbildungsprozess teil-
nimmt, einen regelmäßigen finanziellen Beitrag bezahlt und den Lebensmittelpunkt in der Bundesre-
publik Deutschland hat. 

(2) Mitglieder werden auf einer Mitgliederversammlung einer Ortsgruppe aufgenommen. Gibt es an 
einem Ort keine Ortsgruppe, entscheidet die Koordination über die Aufnahme. 

(3) Um sich mit der internen Organisation und der Politik vertraut machen zu können, sollen neue 
Mitglieder von ein oder zwei Mitgliedern – MentorInnen – betreut werden. 

(4) Mitglieder der ISO sind verpflichtet, ihrer Ortsgruppe und der Koordination über die Mitgliedschaft 
in Parteien und in anderen politischen Gruppierungen Auskunft zu geben. Die damit verbundenen 
Aktivitäten müssen in der ISO zur Diskussion gestellt werden. 

(5) Mitglieder können von der örtlichen Leitung oder der Koordination befristet beurlaubt werden. Sie 
sollen während dieser Zeit mit ihrer Ortsgruppe oder der Koordination Kontakt halten. Sie sind wäh-
rend dieser Zeit nicht wählbar. 
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(6) Die Mitgliedschaft in der ISO endet durch eine schriftliche oder mündliche Austrittserklärung, Aus-
schluss, Streichung oder Tod. Mitglieder, die sechs Monate lang keine Beiträge gezahlt haben und auf 
entsprechende Mahnungen nicht reagiert haben, verlieren automatisch ihr Stimmrecht und werden 
nach weiteren sechs Monaten von der für die Aufnahme zuständigen Instanz von der Mitgliederliste 
gestrichen. 

(7) Mitglieder, die aus der ISO oder einer Organisation der IV. Internationale ausgeschlossen wurden, 
können nur mit einem Beschluss der Koordination wieder aufgenommen werden. 

5. Verstöße gegen das Statut und Ausschluss 
(1) Bei Verstößen gegen das Statut, groben Verstößen gegen die Sicherheit der Organisation oder 
einzelner Mitglieder, öffentlicher Herabsetzung der ISO, von Gremien oder einzelnen Mitgliedern der 
ISO sowie bei Verhalten, das der ISO schadet, kann eine örtliche Mitgliederversammlung gegen ein 
Mitglied bzw. die Koordination gegen ein Mitglied, das keiner Ortsgruppe angehört, Sanktionen ver-
hängen. 

(2) Ein Mitglied, gegen das ein Vorwurf nach Absatz 1 erhoben wird, ist hiervon mindestens zwei Wo-
chen vor der Versammlung, auf der über eine Sanktion entschieden werden soll, schriftlich zu infor-
mieren. Das betroffene Mitglied hat das Recht, schriftlich und mündlich Stellung zu nehmen. 

(3) Zulässige Sanktionen sind Rüge, befristetes Funktionsverbot, Enthebung von Funktionen, Sus-
pendierung der Mitgliedschaft und Ausschluss. 

(4) Mitglieder, gegen die eine Sanktion beschlossen worden ist, können sich an die Beschwerdekom-
mission wenden. 

6. Frauen in der ISO 
Anmerkung: Eine neue Fassung dieses Artikels wird von den Frauen der Organisation rechtzeitig vor 
der nächsten Bundeskonferenz ausgearbeitet und dort beschlossen werden. 

7. Ortsgruppen 
(1) Grundeinheiten der ISO sind die Ortsgruppen. Die Ortsgruppen sind bei der Gestaltung ihrer Politik 
im Rahmen der allgemeinen Orientierung und der Beschlüsse der Bundesversammlung eigenverant-
wortlich. 

(2) Die Mindestgröße einer Ortsgruppe beträgt 3 Mitglieder. Je nach den Umständen können auch 
Mitglieder benachbarter Orte gemeinsam eine Ortsgruppe gründen. An Orten, wo es nur ein Mitglied 
gibt, muss die Aufnahme weiterer Mitglieder von der Koordination bestätigt werden. Rechnet sich ein 
Mitglied einer anderen Ortsgruppe zu, so hat es dies mit der Koordination zu klären. 

(3) Höchstes Organ der Ortsgruppe ist die Mitgliederversammlung. Sie findet mindestens einmal im 
Monat statt. Sie entscheidet über alle die Ortsgruppe betreffenden Fragen, diskutiert über die Politik 
der Gesamtorganisation. 

(4) Die Ortsgruppe kann sich eine Örtliche Leitung wählen. Die Örtliche Leitung ist der örtlichen Mit-
gliederversammlung rechenschaftspflichtig. Die örtliche Leitung vertritt die Ortsgruppen zwischen den 
Sitzungen und lädt zur Mitgliederversammlung ein. Sie organisiert und koordiniert die Arbeit am Ort, 
verwaltet die Finanzen und ist für das öffentliche Auftreten und die Publikationen verantwortlich. 

8. Bundeskonferenz 
(1) Die Bundeskonferenz ist höchstes beschlussfassendes Organ. Sie tritt jeweils spätestens nach 18 
Monaten zusammen. Alle Mitglieder sind eingeladen. Wo dies nicht möglich ist, können Mitglieder ihr 
Stimmrecht an Delegierte übertragen, die dann so viele Stimmen haben, wie sie Mitglieder repräsen-
tieren. Die Anzahl der Stimmen, die eine Delegierte bzw. ein Delegierter, auf sich vereinigten kann, 
wird auf 3 Stimmen begrenzt. 

(2) Die Bundeskonferenz entscheidet über alle den ISO betreffenden grundlegenden Fragen und die 
dazu gestellten Anträge, wählt die Koordination, die Beschwerdekommission und Revisionskommissi-
on, legt die Beitragsordnung fest, beschließt die Verteilung der Beiträge, nimmt den Rechenschaftsbe-
richt der Koordination und den Revisionsbericht über die Kassenführung entgegen und wählt die De-
legierten der ISO für den Weltkongress der IV. Internationale. 

(3) Eine außerordentliche Bundeskonferenz muss stattfinden, wenn mindestens ein Viertel der Mit-
glieder dies verlangt. Zu einer außerordentlichen Bundeskonferenz muss schriftlich mit Termin, Grund 
ihrer Einberufung und Tagesordnung und mindestens vier Wochen im Voraus eingeladen werden. Sie 
kann nur zu den Tagesordnungspunkten entscheiden, zu denen sie einberufen wurde. 
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(4) Die Bundeskonferenz und eine außerordentliche Bundeskonferenz wählen ein Präsidium zur 
Durchführung der Sitzungen und geben sich eine Geschäftsordnung. 

9. Koordination 
(1) Die Koordination ist das höchste Organ der ISO zwischen den Bundeskonferenzen und ist der 
Bundeskonferenz rechenschaftspflichtig. Alle Sitzungen der Koordination sind für Mitglieder der Orga-
nisation offen. 

(2) Die Größe der Koordination wird durch Beschluss der Bundeskonferenz festgelegt. Es können 
auch Ersatzmitglieder gewählt werden, die nachrücken, wenn ein Vollmitglied ausscheidet oder an 
einer Sitzung nicht teilnehmen kann. 

(3) Die Koordination setzt die Beschlüsse der Bundeskonferenz um, analysiert neue politische Ereig-
nisse, verantwortet die gedruckten und elektronischen Publikationen der Organisation, gibt einen in-
ternen Rundbrief heraus, wählt einen/eine Kassierer/in und kann eine Finanzkommission einsetzen, 
bereitet die Bundeskonferenz vor und hält die Verbindung zur IV. Internationale und deren Organisati-
onen und Gremien. 

10. Sekretariat 
(1) Die Koordination kann ein Sekretariat wählen. 

(2) Das Sekretariat wird von der Koordination aus ihrer Mitte gewählt. Die Anzahl der Mitglieder wird 
von der Koordination festgelegt. Es ist die politische und organisatorische Leitung der ISO zwischen 
den Sitzungen der Koordination. 

(3) Mitglieder der Koordination können an den Sitzungen und Telefonkonferenzen des Sekretariats 
teilnehmen. 

(4) Das Sekretariat vertritt die ISO öffentlich, sofern nichts anderes beschlossen wurde. Es ist der 
Leitung verantwortlich und kann jederzeit abberufen werden, wenn dies mindestens 14 Tage vorher 
begründet beantragt wurde. 

11. Beschwerdekommission  
(1) Die Beschwerdekommission besteht aus mindestens drei Mitgliedern, die nicht Mitglied der Koor-
dination sind und in keinem finanziellen Abhängigkeitsverhältnis zur ISO stehen. 

(2) Die Beschwerdekommission wird im Fall des Verdachts von Verstößen gegen das Statut tätig und 
kann von einzelnen Mitgliedern oder Gremien bei Streitigkeiten über die Auslegung des Statuts, Kon-
flikten und bei angekündigten oder beschlossenen Sanktionen angerufen werden. 

(3) Die Aufgabe der Beschwerdekommission besteht darin, Sachverhalte zu klären und zu untersu-
chen, Schlichtungen zu organisieren, Lösungen und gegebenenfalls Sanktionen vorzuschlagen. 

(4) Die bzw. der Betroffene kann sich eine Person ihres/seines Vertrauens zur Unterstützung wählen, 
die mit ihr/ihm zusammen an Gesprächen teilnehmen und für sie/ihn sprechen kann, aber kein Ent-
scheidungsrecht hat. 

(5) Bei Vorwürfen, die sexuelle Übergriffe und patriarchalische Gewalt betreffen, kann die Beschwer-
dekommission selber regeln, wie sie sich eine Meinung bildet. Sie orientiert sich an den Bedürfnissen 
der betroffenen Genossin bzw. des betroffenen Genossen. Sie leitet mögliche Schritte in Absprache 
gemeinsam mit der/dem Betroffenen ein, soweit sie/er das wünscht. 

(6) Über Vorschläge der Beschwerdekommission entscheiden die Ortsgruppen oder im Fall von Mit-
gliedern an Orten, an denen es keine Ortsgruppen gibt, die Koordination. Bei überörtlichen Streitigkei-
ten entscheidet ebenfalls die Koordination. 

(7) Wenn die Beschwerdekommission und das zuständige Gremium (Koordination bzw. Ortsgruppe) 
zu einem Funktionsverbot oder Ausschluss gegensätzliche Voten abgeben, tritt die Sanktion bis zur 
nächsten Bundeskonferenz nicht in Kraft. Die Bundeskonferenz entscheidet in diesem Fall letztin-
stanzlich. 

(8) Gegen Entscheidungen der Ortsgruppen oder der Koordination über Sanktionen und zu Empfeh-
lungen der Beschwerdekommission kann an die Bundeskonferenz appelliert werden. Die Appellation 
hat keine aufschiebende Wirkung. Die Bundeskonferenz entscheidet endgültig. 

12. Bundesweite Arbeitsgruppen 
Zur bundesweiten Arbeit auf thematischen Gebieten oder in größeren organisatorischen Zusammen-
hängen können bundesweite Arbeitsgruppen oder Kommissionen der ISO gebildet werden. Sie arbei-
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ten selbstverantwortlich. Sie sind dem Gremium rechenschaftspflichtig, das sie eingesetzt hat. Auf 
Verlangen müssen sie auch der Bundeskonferenz Rechenschaft ablegen. 

13. Finanzen und Mitgliedsbeiträge 
(1) Mitglieder zahlen einen Beitrag an die ISO, dessen Höhe von der Bundeskonferenz in Rahmen der 
Beitragsregelung festgelegt wird. 

(2) Wenn Ortsgruppen eine örtliche Kasse bzw. einen Kassierer/eine Kassiererin haben, können sie 
30 % der Mitgliedsbeiträge der in ihnen organisierten Mitglieder für die örtliche politische Arbeit behal-
ten. 

(3) Die Revisionskommission überprüft die Arbeit des oder der bundesweiten Finanzverantwortlichen 
und das Finanzgebaren der Koordination. Sie berichtet auf der Bundeskonferenz. 

14. Auflösung der ISO 
(1) Über die Auflösung des ISO oder ihre Verschmelzung mit anderen Organisationen sowie über 
einen Austritt aus der Vierten Internationale kann nur eine Bundeskonferenz entscheiden, die zu die-
sem Zweck ordnungsgemäß einberufen wurde. 

(2) Dieser Beschluss erfordert eine Zweidrittelmehrheit dieser Konferenz. 

15. Änderungen des Statuts 
Dieses Statut kann nur durch eine Bundeskonferenz mit Zweidrittelmehrheit geändert werden. 

 


